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Die franzöſiſche Note. 


Seit über vier Monaten iſt Srankreich vergebens um die Verwirk- 
dag einer Oftpaktpläne bemüht. Polen bat feine von vorn- 
herein erkennbare Abſicht, die Entſcheidung über die von Barthou und 
Litwinow vertretenen Pläne möglichſt hinauszuzögern, verwirklicht. Es 
hat ſich bisher wieder durch offene noch durch verſteckte Drohungen, 
weder durch Schmeicheleien noch durch Verſprechungen aus ſeiner Su- 
rückhaltung gegenüber den franzöſiſchruſſiſchen 
Plänen berauslocken laſſeu. Und es hat damit ſchließlich erreicht, 
daß Frankreich ſich dazu entſchließen mußte, Polen 
in der Paktfrage verſchiedene Konzeſſionen du 
machen. Vorübergehend ſchien es ſo, als ob Laval die Pläne 
ſeines Amtsvorgängers zu den Akten zu legen gedächte. Jetzt jedoch 
bat der franzöfiſche Votſchafter in Warſchau dem 
polniſchen Außenminiſter die Antwort feiner Re- 
gierung auf die Vorbehalte, die von polnischer 
Seite zum Oſtpaktprojekt gemacht worden find, 
überreicht. Damit ijt die Frage des Ojtpaktes wieder akut. 

Der Inhalt der franzöſiſchen Note ift nicht bekannt. Doch läßt [ich 
aus verſchiedenen Äußerungen Lavals und aus den Kommentaren der 
dem Quai d’Orfay naheſtehenden franzöſiſchen Preſſe entnehmen, daß 
Paris den Wünſchen Warſchaus in mehrfacher Hinſicht Rechnung 
zu tragen bereit iſt. Polniſcherſeits war geltend gemacht worden, daß 
Polen nicht einem Pakt beitreten könne, durch den es zu beſtimmten 
Garantien einem Staate gegenüber verpflichtet wird, der ſich — gemein! 
iſt Litauen — bisher hartnäckig geweigert hat, geregelte diploma— 
tiſche Beziehungen mit Warſchau aufzunehmen und zu unterhalten. 
Frankreich foll dieſen Einwand nun inſofern entſprochen haben, als 
es ſich damit einverſtanden erklärt hat, daß Polen wenn es dem 
Pakt beitritt, davon befreit wird, die litauiſchen 
Grenzen zu garantieren. Hierzu if folgendes zu ſagen: 
Eine bloße Befreiung von der Verpflichtung zur 
Grenzgarantie entſpricht durchaus nicht der 
von Polen bisher vertretenen Anlicht. Warſchau hat 
mehrfach durch ſein politiſches Auftreten zu erkennen gegeben, daß es 
die Herſtellung geordneter Beziehungen zu Kauen und den endgültigen 

öder' doch zum mos hen“ oegrineren "orrzhihr Yirunens-afig dine weitere 
aggreſſive Haltung in der Wilnafrage für eine notwendige Voraus- 
letzung der Ceilnahme Polens an einem Paktſuſtem hält. zu deſſen 
Ceilhabern auch das widerſpeuſtige und läſtige Litauen gehört. Polen 
hat bisher immer den größten Wert darauf gelegt, daß eine Situation 
erhalten bleibt, in der Litauen gezwungen ilt, bei ſeinen etwaigen Aus- 
einanderſetzungen mit Polen dieſem allein gegenüberzutreten; es hat 
jeinem kleinen Nachbarn gegenüber eine Iſolierungspolitik getrieben, 
die freilich durch den Abſchluß des Rigaer Paktes, der Litauen 
einen gewiſſen Rückhalt an Ejtland und Lettland ſichert, durchkreuzt 
worden iſt. Polen hat das Suſtandekommen diefes Paktes als poli- 
tiſche Schlappe empfunden; und es that offenſichtlich kein & 1 tereſſe 
daran, den Mißerfolg ſeiner baltiſchen Politik 
durch eine weitere freiwillige Beſchränkung feiner 
Bewegungsfreiheit gegenüber Litauen n o ch zuver- 
größern. Das wäre aber nach dem franzöfifchen Kompromißvor- 
ſchlage der Fall. Denn die Befreiung Polens von einer Garantie der 
litauiſchen Grenzen hätte kaum mehr als formale Bedeutung. 
Praktiſch liegen die Dinge doch Jo, daß Polen bei allem. was es in 
der litauiſchen Frage ju unternehmen gedenkt, als ‚Daktteilnehmer oe 
zwungen fein würde, Paris und Moskau um ihre Meinung zu fragen. 


Das don Polen bisher ſtets abgelehnte Sin 
miſchungsrechtdieſer beiden Mächte indie polniſch- 
litauiſchen Beziehungen wird durch den franz 
liſſchen Kompromißvorſchlag in keiner Weiſe be- 
ſeitigt. 


Intereſſant iſt in dieſem Suſammenhange die Feſtſtellung, daß nach 
franzöſiſcher Auffallung ausgerechnet das Memel gebiet die 
Brücke ſein ſoll, über die Litauen und Polen gemeinſam in den Oſt- 
pakt bineingelockt werden. Paris hat — wie ſchweizeriſche Blätter 
mitteilen — die Regierung in Kauen dadurch mit ſeinem Plane, Polen 
von der Garanlie der litauischen Grenzen zu entbinden, zu gewinnen 
verſtanden, daß es dieſer Regierung freie Hand im Memel 
gebiet zugeſagt hat. Nachdem von juriſtiſchen Sachverſtändigen 
der Signatarmächte des Memelſtatuts jetzt endlich das Nech ts gut- 
achten über die litauiſchen Verſtöße gegen die 
memelländiſche Autonomie fertiggeſtellt worden iſt, hat 
ſich — wie es heißt — Frankreich dafür eingeſetzt, daß, um Litauen 
zu ſchonen, nicht nur auf die Veröffentlichung des Gutachtens verzichtet 
wird, ſondern daß ſich auch der Völkerbund damit begnügt, einige un- 
verbindliche Erklärungen der litauiſchen Negierung entgegenzunehmen. 
und daß er auf eine weitere Behandlung des Gutachtens verzichtet, 
das heißt: die Memelangelegenheit überhaupt nicht mehr behandelt. 
Frankreich will demnach alſo, um ſeinen Pakt unter Dach und 
Sach zu bringen, das Memelland weiterhin der Willkür der Litauer 
preisgeben. Sugleich aber ſtellt es an Deutſchland, dem das völkiſche 
Marturium dieſes Gebietes doch wahrhaftig nicht gleichgültig fein 
kann, das Anſinnen. diefem ſelben Pakt beizutreten und das heißt: 
die Preisgabe des Memeldeutſchtums gutzuheißen! 

Der zweite wichtige Vorbehalt, den Polen zum franzöſiſchen Oſt- 
paktvorſchlag gemacht hat, bezog ich auf die Cſchechei. Auch hier 
gibt ſich Srankreich den Anſchein, als ob es bereit ſei, dem polniſchen 
Verlangen Rechnung zu tragen: Wie bei Sitauen „ ſo Jolt 
Polen auch in dieſem Salle von einer Teilnahme an 
der Harantie der Grenzen befreit fein. Wie bei Litauen, 
lo bat Polev. auch, in., Nalgın.. Role. bisbar. Wort uf, müoliR Ho- 
ſtändige Geſtaltung ſeiner außenpolitiſchen Beziehungen gelegt. Wie 
dort ſo wäre aber auch hier trotz des Vorbehaltes in bezug auf die 
Grenzgarantie die polniſche Außenpolitik durch den 
Pakt weitgehend gebunden. Auf die Entwicklung des 
polniſch-ungariſchen Verhältniſſes könnte ſich eine ſolche polnische Binz 
dung an das neue Schaltwerk der europäiſchen Politik, das durch 
den Oſtpakt am Quai d’Orfay eingerichtet werden ſoll, keinesfalls för- 
dernd auswirken. Polen hat bisher die Anſicht ver- 
treten, daß die Cſchechei, die geopolitifch zum Donauraum 
tendiert, überhaupt nicht in den Rahmen eines nord 
öſtlichen Paktes hineinpaßt. Dieſer Auffaſſung wird durch 
das Pariſer „Jugeſtändnis“ in der Garantiefrage in keiner Weile 
Rechnung getragen. 


Ebenjo unzulänglich und zweideutig muß die ſranzöſiſche Einjtellung 
zu der polniſchen Sorderung einer vorbehaltlofen Beſtä ti gung des 
deutſch⸗polniſchen Paktes durch den Ojtpakt und einer 
Teilnahme Deutſchlands am Oſtpakt erſcheinen. Hier hat 
Da pal freilich anſcheinend zunächſt einmal eine weſentliche Schwenkung 
gemacht: Im Gegenſatz zu feinem Vorgänger Barthou, der dem Olft- 
pakt gegebenenfalls auch ohne Deutſchland durchbringen wollte, ſcheint 


er auf dem Standpunkt zu ſtehen, daß ein ſolcher Pakt, wenn er über- 
haupt einen Sinn haben ſoll, unbedingt der deutſchen Teilnahme bedarf, 
und er ſoll Polen verſichert haben, daß er die Aufnahme nicht 
nur des deutſch-polniſchen Paktes vom 26. Januar, 
ſondern auch des polniſch-ruffiſchen Nichtangriffs⸗ 
paktes in den Oſtpakt für zweckmäßig halte. Schönl 
Aber wie ſoll das geſchehen? Der Beitritt Deutſchlands Jetzt eine vor— 
herige Bereinigung und Entſpannung des deutſch⸗fran⸗ 
6 Jiſchen Verhältniſſes voraus. Dieſes aber wird in ent— 
ſcheidender Weiſe von der Saarfrage belaſtet. Alſo hängt letzten 
Endes das Schickſal des Oftpaktes davon ab, daß Frankreich aus dem 
Ergebnis der Abſtimmung vom 13. Januar nächſten Jahres ſchnell und 
vorbehaltlos die Folgerung zieht, zu der es vertraglich verpflichtet iſt: 
Herausgabe des ganzen Gebietes. Damit ſchließt ſich der Kreis und 
Frankreich verwickelt ſich in ſeinen eigenen Schlingen. 

Von dem vierten Vorbehalt, den Polen zum Oſtpakt angemeldet 
hatte, ſcheint in der franzöſiſchen Antwortnote nicht die Rede zu fein. 
Es handelt ſich um die Beſtimmung, die den weſenklichen Inhalt des 
Paktes, die Verpflichtung ju militäriſcher Hilfe- 
leiſtung und das Durchmarſchrecht „verbündeter“ 
Truppen im Falle eines Krieges gegen einen „vertragsbrüchigen“ 
Partner betreffen. Polen hatte hier — ähnlich wie Deutſchland — 
von vornherein Bedenken dagegen geltend gemacht, daß es u. U. in 
einen militäriſchen Konflikt hineingeſogen werden könnte, an dem es 


566 


nicht intereſſiert iſt, und daß es als ein „Staat der Mitte“ zum Auf- 
marſchgebiet fremder, wenn vielleicht auch „befreundeter“ Heere werden 
könnte. Von franzöſiſcher Seite ſcheinen in bezug auf dieſe heiklen 
Sragen ſchon vor einiger Zeit gewiſſe Zugeſtändniſſe an Polen gemacht 
worden zu Sein. Die ſehr engen Beziehungen, die in 
militäriſcher Hinlicht zwiſchen Paris und Mos kau 
bejteben und die Archimbaud kürzlich — zum Entſetzen der fran- 
zöſiſchen Regierung — ganz unverblümt aufgedeckt hat, laſſen es je- 
doch wenig glaubwürdig erſcheinen, daß Frankreich im Ernſt daran 
denkt, Polen von den Verpflichtungen aus dieſen entſcheidenden Be- 
ſtimmungen feines Paktes zu befreien. Unerwünſchte und gefahrvolle 
Auswirkungen dieſer Beſtimmungen auf Polen ließen ſich wohl nur 
dann vermeiden, wenn Frankreich von feiner engen militäriſchen Su- 
ſammenarbeit mit der Sowjetunion zurücktreten würde. Dazu aber ift 
Laval — wie es ſcheint — ebenſowenig wie fein Vorgänger bereit. 
Sür Polen ergibt ſich als logiſche Schlußfolgerung 
aus dieſer Lage, daß ihm im Rahmen des Paktes 
eine ziemlich untergeordnete Rolle zugedacht iſt. 
Denn je ſtärker Paris und Moskau miteinander verbunden find, umjo 
weniger Anlaß hat Frankreich, auf den eventuellen polniſchen Pakt- 
partner Nückficht zu nehmen. Warſchau hat unter dieſen Umſtänden 
allen Grund zu verlangen, daß Paris, ehe es Polen in den Pakt ein- 
zufangen verfucht, ſeine ruſſiſche Freundſchaft ihres abenteuerlichen 
Charakters entkleidet. Dr. K. 


Unter der Herrſchaft der Großlitauer. 


Die „große Politik“ und kleinen Bauern. 

Während die litauiſche Negierungscligue das Memelland ſchikaniert, 
leidet der litauiſche Bauer bittere Not. Und es ſcheint 
ihm noch nicht einmal zum Bewußtſein gekommen zu ſein, daß ſeine 
Not gerade daher rührt, daß die Leute, die ihn regieren, den Ehrgeiz 
haben, ſich in der „großen Politik“ zu verſuchen. Weil es die Rex 
gierung in Kauen für richtig hält, das deutſche Memelgebiet zu unter- 
drücken, hat der litauiſche Bauer keine Möglichkeit mehr, feine Er- 
zeugniſſe zu lohnenden Preiſen in Deutfchland unterzubringen. Er muß 
ich mit den erheblich niedrigeren Preiſen, die ihm der Engländer 
bietet, begnügen. Seine GHenoſſenſchaften, die er mit Mühe 
und Fleiß aufgebaut hat, ſind notleidend geworden. Die Beamten 
werden gezwungen, monatlich, entſprechend ihrem Gehalt, eine be- 
ſtimmte Anzahl von Sänſen zu eſſen. Dem Bauern wird dadurch 
nur wenig geholfen; aber der Beamte wird zu Ausgaben genötigt, die 
ihn zu Einſchränkungen im Verbrauch wichtigerer Nahrungsmittel und 
notwendigerer Verbrauchsgüter zwingen. Allmonatlich muß er den Ver- 
brauch von fo und ſoviel Gänfen (1 Gans auf je 100 Lit Einkommen) 
nachweiſen können. Und außerdem wird er dazu angehalten, täglich 
— nachweisbar — ein beſtimmtes Quantum Milch zu ſich zu nehmen. 

Litauen beſitzt nur eine gering entwickelte önduſtrie. So bat 
es J. B. nur zwei Textilfabriken. Aber die Regierung in Kauen hält 
es für angebracht, auch dieſe geringen Anſätze einer eigenen induftriellen 
Entwicklung ihrer Memelpolitik zum Opfer zu bringen. Seitdem Deutſch- 
land, das früher der weitaus wichtigſte Abnehmer landwirtſchaftlicher 
litauiſcher Erzeugniſſe war, als Abnehmer mehr und mehr ausgeſchieden 
iſt, hat die Kauener Negierung verfucht, ſich Zutritt zum engliſchen 
Abſatzmarkt zu verſchaffen. Das ift ihr — 3. B. mit der Butter — 
in ziemlich beträchtlichem Umfange gelungen. Aber einmal zahlt der 
Engländer, wie geſagt, weit ſchlechtere Preiſe, als fie der deutſche 
Abnehmer zu zahlen bereit war; und dann hat es der Engländer ver⸗ 
ſtanden, gehörigen Vorteil aus der ſelbſtverſchuldeten handelspolitiſchen 
Notlage Litauens zu ziehen: Litauen hat ſich in dem vor einigen 
Monaten juſtande gekommenen Handelsvertrag 3. B. bereit erklären 
müſſen, engliſche Textilwaren zu überaus günjtigen Bedingungen auf⸗ 
zunehmen. Die Bedingungen find Jo, daß den beiden litauiſchen Textil- 
fabriken wohl nichts anderes übrig bleiben wird, als ihre Betriebe 
zu ſchließen, weil fie nicht mehr in der Lage find, ſich gegenüber der 
engliſchen Konkurrenz zu behaupten. 

So wie es mit der Butter und mit den Textilien geht, jo geht es 
auf allen Gebieten. Das Wirtſchaftsleben wird zugrunde gerichtet, weil 
die Regierung in Kauen der Befriedigung ihrer politiſchen Gelüſte im 
Memelland nachgeht. Dieſer Politik werden der litauiſche Bauer 
und der litauiſche Arbeiter geopfert. Um dieſer Politik willen ſetzt 
die Kauener Regierungsclique ihre ganze Volkswirtſchaft aufs 
Spiel. Denn das verſteht ſich von ſelbſt, daß Deutſchland jedes wirt- 
ſchaftliche Entgegenkommen einem Lande gegenüber ablehnen muß, deſſen 
Regierung ſich die Vernichtung des Deutſchtums eines Gebietes zum 
Ziel geſetzt hat, das nach vielhundertjähriger Zugehörigkeit zum deutſchen 
Kultur- und Staatsverband gegen den gefchloffenen Willen feiner Be- 
völkerung zunächſt vom Mutterlande losgetrennt und dann mit militä- 
riſcher Gewalt dem litauiſchen Staate zugefügt worden iſt. Soviel 
nationales Rückgrat muß man auch von den deutſchen Wirtfchafts- 
kreiſen, die an ſich die Möglichkeit zu Geſchäftsverbindungen mit 
Litauen haben, verlangen, daß fie auf eine Auswertung dieſer Möglich- 
keiten verzichten. Denn jeder Poſten litauifcher aren, 
der nach Deutſchland hereinkommt, iſt letzten Endes 
eine Unterſtützung der litauiſchen Unterdrükungs- 
politik im emelgebiet. Litauen könnte mit 
Deutſchland in Frieden leben; es hätte nicht nötig, ſich 
durch die provokatoriſche Unterdrückung des deutſchen Memelgebietes 
mit einem gefährlichen innerpolitiſchen Problem und mit wachſenden 


Schwierigkeiten in der Handelspolitik zu belaſten. 
die von Kauen und Memel große Politik machen möchten, wiſſen 
es beffer. So ſollen ſie auch die Suppe, die fie ſich oder vielmehr 
der Nlafle ihres Volkes eingebrockt haben, auslöffeln. 

Vor neuen Gewaltakten. 

Im litauischen Lager iſt man dabei, ſich auf einen weiteren 
großen Schlag gegen das emelgebiet vorzubereiten. 
Und zwar ſcheint es ſich diesmal um die völlige Befeitigung 
des Memelſtatuts ju handeln, das zwar praktiſch in all' 
ſeinen Beſtimmungen ſchon längft außer Kraft geſetzt iſt, formell aber 
auch jetzt noch beſteht. Immer, wenn die Litauer etwas Beſonderes 
vorhaben dann machen ſie „kochende Volksſeele“, veranſtalten die 
großlitauiſchen Suwanderer aus Schamaiten „Maſſenverſammlungen“, in 
denen (vorher mit dem Gouverneur ſorgſam vereinbarte) „ Entjchlie- 
kungen“ gefaßt werden, durch die dem Gouverneur der „Wille des 
Volkes“ zur Kenntnis gebracht wird. Das war 3. B. damals Jo, als 
das deutſche Direktorium Schreiber abgeſetzt werden ſollte. Und Jo 
iſt es auch jetzt wieder: In Verfammluncen der litauiſchen Bauern- 
verbände und anderer Organiſationen wird „eine grundlegende Ande- 
rung der Regierungsordnung im Memelgebiet“ verlangt, wird dem 
Landtag, in dem bekanntlich unter 29 nur 5 litauiſche Abgeordnete 
ſitzen, der Vorwurf gemacht, daß er „die Durchführung einiger nützlicher 
Projekte“ des Direktoriums Neisgus vereitle, und es wird daher „die 
unverzügliche Beſeitigung aller beſchränkenden 
Hinderniſſe“ und der Erlaß von Notgeſetzen unter 
völliger Ausſchaltung des Landtages verlangt. 

Neue Memelbeſchwerde. 

Der Vizepräſident des Memelländifchen Landtages, Schulrat 
Meyer, bat an die Unterzeichnermächte des Memelabkommens 
einen Nachtrag zu feiner im September eingereichten großen Be⸗ 
ſchwerde gerichtet. Der Berner „Bund“ weiſt in diefem Sufammen- 
hang darauf hin, daß die Verhältniſſe im Memelgebiet ſich trotz der 
Vorſtellungen, die die Unterzeichnermächte Ende September in Kauen 
erhoben haben, nicht gebeſſert, ſondern eher verſchlechtgrt haben. Die 
neue Beſchwerde liefert umfangreiches Material darüber, daß die 
litauiſchen Behörden, nachdem ſie ſich der memelländiſchen Verwaltung 
gewaltſam bemächtigt haben, nunmehr energisch ihren Einfluß in 
perſoneller und organiſatoriſcher Hinſicht in den einzelnen Verwaltungs- 
zweigen zur Geltung bringen. Eine der einſehneidendſten Maßnahmen 
des Direktoriums, gegen die nun Einfpruch erhoben wird, iſt die Ver- 
ordnung über die gemaltfame Einführung der litau- 
iſchen Sprache als Unterrichtsſprache in den Volksſchulen und 
im Lehrerſeminar in Memel. Des weiteren wird über die Maß 
nahmen gegen den memelländiſchen Kulturbund ge- 
klagt. Obwohl diefer in erſter Linie und in aller öffentlichkeit mangel- 
haft verſorgte Kriegsbeſchädigte und verſchiedene Kulturorganiſationen 
unterstützt, hat ihm die litauiſche politiſche Polizei kürzlich 27 ooo Lit 
abgenommen, die ihm zum Teil vom Volksbund für das Deutſchtum 
im Auslande als Beihilfe für die Kriegsbeſchädigtenunterſtützung über- 
wieſen worden waren. 

Der dritte Klagepunkt betrifft die Entziehung der Ar⸗ 
beits genehmigung für jehn memelländiſche Geiſt- 
liche. Durch dieſe Maßnahme des memelländiſchen Gouverneurs foll 
erreicht werden, daß den bedrängten Memelländern nicht einmal mehr 
der geiſtliche Suſpruch in ihrer Mutterſprache zuteil werden kann. 
Viertens wird Klage erhoben, daß die widerrechtlich eingeſetzten 
autonomen Behörden ſich weigern, Entſcheidungen der 
memelländiſchen Gerichte anzuerkennen und ihre 
Vollſtreckhung behindern. Die allgemeine Nechtsunſicherheit 
im 1 hat ſich alſo jetzt zu einem Suſtand der Nechtloſigkeit 
entwickelt. 


Aber die Leute. 
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Die übrigen Klagepunkte betreffen ſtatutwidrige Maßnahmen auf 
dem Gebiete der auonomen Geſetzgebung. Um zum Beifpiel eine 
dauernde Beſchlußunfähigkeit und damit eine dauernde Aus- 
Ihaltung des memelländiſchen Landtages ju er- 
reichen, hat das Direktorium durch eine willkürliche Auslegung des 
Wahlgeſetzes die in Artikel 11 des Statuts feſtgeſetzte Sahl der 
Abgeordneten von 29 auf 26 herabgeſetzt. Ferner wird gegen die 
widerrechtliche Entziehung eines bgeordneten⸗ 
mandats und die widerrechtliche Schließung der außerordentlichen 
Tagung des Landtages durch den Gouverneur geklagt. Dabei räumt 
weder das Wahlgefetz noch das Statut den Behörden irgendwelche 
Nechte in bezug auf die Sufammenjegung des Landtages ein. 

Der „Bund“ ſchließt ſeinen Bericht mit folgender Bemerkung: 
Die neue Beſchwerde iſt wiederum ein ſehr ſtattliches Dokument. 
Wir geben der Offentlichkeit von ihm Kenntnis, nicht, weil wir — was 
litauiſche Schreiberlinge uns und anderen ſchweizeriſchen Blättern nach- 
ſagten, von Memelländern gekauft ſind (in Litauen ſcheint man nichts 
anderes zu kennen!) —, jondern weil das Verhalten der 
litauiſchen Regierung im Memelgebiet derartig 
empörend ift, daß jede rechtempfindende freie 
Prefle ſchon aus Selbſtachtung dazu Stellung 
nehmen muß. 


Schikanen gegen das „Memeler Dampfboot“. N 

Durch die Büros der litauiſchen Behörden des MWemelgebietes ging 
vor kurzem ein Nundſchreiben, in dem verzeichnet werden Jollte, auf 
welche Zeitungen jeder der dort beſchäftigten Beamten abonniert ift. 
Wehe dem, der J. B. das „Memeler Dampfboot, lieſtl Er 
muß damit rechnen, daß er auf einen ſchäbigen Poſten im Innern 
Litauens ſtrafverfetzt wird. Dabei iſt das „Memeler Dampfboot“ heute 
alles andere als ein politiſches Blatt. Es iſt in ſeiner Berichterſtattung 
vollkommen gehemmt. Was die litauischen Luſtlügner in ihren Blättern 
veröffentlichen, das kann dieſes deutſche Blatt, wenn es nicht auf ſeine 
anständige Gelinnung verzichten will, unmöglich ſeinen Leſern vorfeten. 
uber die Lage im Memelgebiet ſelbſt zu berichten, iſt dieſem memel⸗ 
ländiſchen Blatt unter der Sremdherrſchaft der Schamaiten nicht mög- 
lich. Da ſich eine objektive Verichterſtattung über die Verhältniſſe in 
Deutfehland nicht mit der vom litauiſchen Kriegskommandanten ver- 
tretenen Auffaffung über die Sicherheit des „tauifchen Staates ver- 
einbaren läßt, find dem „Memeler Dampfboot“ auch in diefer Richtung 
unüberwindliche Schranken gefett. Crotdem iſt dieſes Blatt, weil es 
in deutfcher Sprache gefihrieben ift und weil es jede Beteiligung an 
der von den litauiſchen Hewalthabern gewünſchten Hetze gegen Deutfch- 
land ablehnt, ein Dorn im Auge. Und deshalb wird immer wieder 
der Verſuch gemacht, es wirtschaftlich zugrunde zu richten. Wer immer 
den Gewalthabern erreichbar iſt, wird unter Druck geſetzt um ihn 
zum Verzicht auf dieſes Blatt zu bewegen und ihn zum Bezug des 
Oſtfee- Beobachters“ anzuregen, jenes Blattes, das von einem 
üdifchen Emigranten geleitet und von dem Gouverneur in jeder Hin- 
licht gefördert wird. 

Litauiſche Spitzel in den Kirchen. 

i ihrem Kampf gegen alles Deutſche im Memelgebiet ſcheuen 
die e a ln! auch nicht mehr vor der Heiligkeit der Gottes- 
bäufer zurück. Es ſind in letzter Seit verschiedentlich Fälle bekannt 
geworden, wo litauifhe Polizeibeamte während des 
Sottesdienftes durch den Haupteingang die Kirche betraten, hier 
ſtehen blieben und die Rede des Geiſtlichen über⸗ 
wachten. Beſonders provozierend war, daß ſich mehrere dieſer Über⸗ 
wachungsbeamten in der Uniform der Grenzpolizei befanden. So hat 
3. B. ein Beamter der politiſchen Polizei ſich in der Johannikirche 
in Memel während der Predigt auf eine Kirchenbank geſetzt, ein 
Notizbuch hervorgeholt und Notizen gemacht. Vor Schluß des Gottes- 
dienſtes iſt er wieder hinausgegangen. 


Uumenſchliche Folterungen. 

er die Zuftände in den litauiſchen Gefängniſſen, in denen z. 8. 
190 A ihrer Aburteilung durch die Kriegsgerichte entgegen- 
ſehen, liegt jetzt erneut ein erſchütternder Bericht eines der von 
den ſchamaitiſchen Henkersknechten gefolterten deutſchen Vollesgenoſſen 
vor. In feinem Briefe erklärt der Verfaſſer, er habe infolge der 
Miß handlungen, denen er wie die übrigen Gefangenen infolge des 
Haſſes der Litauer ausgeſetzt Jei, Jeine Gefundheit ein⸗ 
gebüßt und liege ſeit drei Wochen im Lazarett. Er ſei 
jetzt ein gebrochener Mann. Ihm und feinen Leidensgenoſſen könne 
man nichts anderes vorwerfen, als daß fie Deutſche feien. „Was wir 
in den letzten acht Wochen erlebt und an Qualen ausgehalten haben, 
kann ein Außenſtehender Jich nicht vorſtellen. Smei Mann Jind 
an den Mißhandlungen geſtorben, einer i ſt wah n 
finnig geworden vor Qualen und Schmerzen. Einzeln 
werden wir in einem tiefliegenden Naum vernommen. Die Singer 
wurden uns in eine Art Klemme geſchraubt. 1 905 
mußten wir alles ausfagen, was die Teufel verlangten. Wer nicht 
genügend antwortete, wurde von vier Mann mit Knuten und 
Summiknüppeln grün und ſchwar; geſchlagen. Wir 
liegen vier Mann in einer ganz naffen und ſchmutzigen 
Selle. Unfer jüngster Leidensgenoſſe, I7 Jahre alt, wurde erſt am 
anderen Morgen von der Vernehmung aus ju uns gebracht. Er war 
ſchon halbtot. Sein Seſicht war bis zur Unkenntlich⸗ 
keit zerſchlagen, an den Augen und am Mund 
blutete er. Er konnte nicht ſehen, nicht ſprechen, nur jammern. 
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Ich ſelbſt“, Jo ſagt der Verfaſſer des Briefes, „habe nach einer ähn⸗ 
lichen Prozedur das Gehör verloren. Mich ſchmerzen jetzt 
wieder die Hüften, ſie find entzündet von dem wochenlangen Liegen 
im naſſen Keller. Das Waller trieft von den Wänden, und die Luft 
iſt wie die Peſt. Wie tolle Hunde behandelt man uns.“ 
Der Brief ſchließt mit der Frage, wie lange das noch jo weitergehen 
ſolle, und der Beteuerung, die Litauer würden den politiſchen Ge- 
fangenen ihr Deutſchtum doch nicht aus dem Herzen reißen Können. 
Daran knüpft der Verfafſer die Mahnung an den Adreſſaten, den 
Namen des Brieffchreibers ja geheim zu halten, da er ſonſt ein ver⸗ 
lorener Mann ſei. Jeder Kommentar hierzu erübrigt ſich. Nun wird 
man auch dieſen Brief ſo wie den des Engländers Lawrence als 
Material nach Genf überweiſen, wo ja gerade jetzt wieder eine. Memel- 
beſchwerde vom Völkerbundrat „bearbeitet“ werden foll. 


Die „Knatterkiſte“. 

Da der Kauener Nundfunklender auf Welle 1935 in- 
folge der Störungen durch den Schwarzſender, der ich „Munke-Punke“ 
nannte, überhaupt nicht mehr empfangen werden konnte, ift er jetzt 
dazu übergegangen, obwechſelnd auf der Welle 1935 und der Welle 1955 
zu ſenden. Seit drei Tagen meldet ſich der Schwarzſender „Munke⸗ 
Punke“ nicht mehr; er ift anſcheinend von den Behörden gefunden 
worden. Das merkwürdige Nündfunkdurcheinander in Litauen ſcheint 
jedoch trotzdem immer humorvollere Formen annehmen zu wollen. Am 
25. November meldete ſich auf der Kauener Welle ein neuer 
Sender mit Celegraphiezeichen und einer Nachricht, die bei den 
Deutſchen der Grenzgebiete lebhafte Heiterkeit auslöſte: „Wie du 
mir, Jo ich dir! Hier find die Amateure vom Verein Knat⸗ 
terkiſte'. Solange Herr Angſtuolis aus Memel den Nundfunk⸗ 
empfang mit feinem Celegraphiefender ſtört, werden wir mit unferer 
Kiſte knattern! Wie du mir, Jo ich dirl“ 

Konflikt mit dem Vatikan. 


Vor etwa vier Jahren kam es einmal zu einem ſcharfen Kon 
Jlikt zwiſchen der Kauener Negierung und dem 
Vatikan. Der Streit ſpitzte fi) damals fo zu, daß der pa p ſt- 
liche Nuntius Monjignore Bartolloni aus Litauen 
ausgewieſen wurde. Seitdem iſt der Vatikan in Kauen nur noch 
durch, einen Geſchäftsträger vertreten. Ein Bruch konnte 
damals nur durch ein Nachgeben des Vatikans vermieden werden. Die 
Beziehungen zwiſchen Kauen und der Kurie Schienen ſich dann nach 
Abſchluß eines Konkordats zu entſpannen. etzt iſt eine neue 
Verſchärfung eingetreten. Der litauiſche Chauvinismus, unter dem 
das Memelland zu leiden hat, richtet ſich in letzter Zeit auch mit zu⸗ 
nehmender Schärfe gegen den römiſchen Klerus. Die litauifcbe 
Regierung trachtet danach, die Machtpolitionen 
des Klerus noch weiter einzuſchränken und die Seilt- 
lichkeit möglichſt ganz vom Staate abhängig zu machen. Unter Um- 
ſtänden kann fi aus diefer gejpannten Lage ein Machtkampf 
zwiſchen Kauen und Rom entwickeln, der auf der einen Seite die 
Stellung der römiſchen Kirche im ganzen Nordoſten und auf der 
anderen Seite den Beſtand des litauiſchen Staates berührt. In 
Deutfchland wird man jedenfalls diefen Kampf mit angefpanntem 
Intereſſe verfolgen. 

Gemeindewahlen in Litauen. 

Am 9. und 10. November fanden in den Städten Litauens (ohne 
Memelgebiet) die Wahlen zu den ſtädtiſchen Körperſchaften ſtatt. Ins⸗ 
geſamt wurden (ohne die Landeshauptstadt Kauen) 348 Stadtverordnete 
in 30 Städten gewählt. Davon entfallen auf die fremden Volks- 
gruppen 117 Stadtverordnete, und zwar auf die Juden 104, auf die 
Polen 8 und auf die Deutſchen 5. Gegenüber den letzten Wahlen, die 
vor drei Jahren Jtattfanden, haben die Juden 22, die Deutſchen 3, die 
Polen gleichfalls 3 und die Nuſſen 1 Sitz verloren. Die fremden 
Volksgruppen find in den Parlamenten der Provinzltädte Litauens 
mit 33,6 v. H. (gegen früher 45 v. H.) der Sitze vertreten. Die Regie- 
rungspartei hat in den meiſten Städten mit großer Mehrheit geſiegt. 

* 


Die Eſten in Lettland. 

So einig ſich die Eften und Letten in der Vernichtung des baltiſchen 
Deutſchtums find, fo ſehr gehen ihre Anſichten auseinander, fobald es 
ſich um die Letten in Eſtland und die Eſten in Lettland handelt. Be⸗ 
ſonders die Eſten beschweren ſich bitter über die lieblofe Art, in der 
ihre lettiſchen Freunde mit den in ihrem Staate lebenden Eſten um⸗ 
ſpringen. So brachte das „Waba Maa“ am 16. November den Bericht 
über einen im „Völkiſchen Klub“ gehaltenen Vortrag über die Lage 
der eſtniſchen Volksgruppe in Lettland. Deren Lage, heißt es da, 
lei ungünstiger als die der in Ejtland anſäfſigen Letten. Die lettiſche 
Volkszählung habe nur einen Teil der Eſten berückſichtigt. Die wirk⸗ 
liche Fahl der Sſten in Lettland betrage 10 00012 ooo, 
wogegen in Eltland nur 3600 Letten wohnen. Die Sahl der e ſt⸗ 
niſchen Schulen in Lettland ſei gering und gehe ſtändig zu- 
rück. Auf 3000 Eſten komme eine Schule. Bis jetzt ſeien in Lettland 
fünf eſtniſche Schulen geſchloſſen worden, nur vier 
Schulen ſeien übrig geblieben. Iwiſchen Eftland und Lettland beſlehe 
eine Schulkonvention, laut der in Lettland eine eftnifche Schule 
eingerichtet werden muß, wenn 9—15 eſtniſche Kinder dazu vor- 
banden find. Die Bedingungen diefer Konvention feien bisher nicht 
erfüllt worden. Als ein weiteres Mittel der Lettiſierung der eſtnifchen 
Volksgruppe ſei vor allem die zwangsweife Umſiedlung der Eſten in 
Lettland amuſehen. Dadurch werde die bisher geſchloſſene Siedlung der 
Eſten in eine Streufiedlung inmitten lettiſcher Siedler verwandelt. 
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Nach Rauſchnings Rücktritt. 


Am 23. November iſt der Danziger Senutspräfident 
Dr. Nauſchning zurückgetreten. Da Dr. Raufchning ſchon 
feit Monaten wegen ſchwerer Erkrankung Jein Amt nicht 
mehr ausüben konnte, kam die Nücktrittserklärung, nüt der er ſich 
von der Danziger Bevölkerung verabſchiedete, nicht mehr überraschend. 
„Durch mein Ausſcheiden“, heißt es u. a. in feiner Erklärung, „wird 
ich an unferen großen Zielen nichts ändern. Eine vielhundertjahrige 
Geſchichte, da mannhafte Geſchlechter, auf eigenen Füßen ſtehend und 
aus eigener Kraft ſich bewährend, Danzig Leben und deutſchen Cha- 
rakter erhielten, bleibe uns tägliches Vordild und ernſte Verpflichtung. 
Nicht auf fremde Hilfe zu warten, ſondern die rettenden Kräfte in 
uns ſelber zu ſuchen, iſt unfere vornehmſte Aufgabe.“ Dr. Nauſch⸗ 


ning iſt erſt zurückgetreten, nachdem die Wahlen 
vom 18. November bewieſen hatten, daß feine 
Partei das unbedingte Vertrauen der Bevölke- 


rung des Freiſtaates genießt. Das Ergebnis der Wahlen 
muß von vornherein allen Gerüchten und Kombinationen den Boden 
entziehen, die davon wiſſen wollen, daß der erſte nationalſozialiſtiſche 
Senatspräſident der Freien Stadt Danzig dem Druck einer Oppoſition 
zu weichen gezwungen geweſen wäre. Es hat in den letzten Monaten 
vor allem in der polniſchen Preſſe nicht an ſolchen Gerüchten über 
einen Konflikt zwiſchen Senat und Partei, über wachſende Schwierig- 
keiten der nationalſozialiſtiſchen Bewegung und dergleichen gefehlt. 
Wenn dieſe Gerüchte zuträfen, hätte der 18. November wohl ſchwer— 
lich dieſes Ergebnis gebracht. 

Dr. Nauſchning hat Danzig in der ſchwierigen Seit des 
außen- und innenpolitiſchen Umbruchs geleitet. Er 
hat als Präfident des Senates dem Nationalſozialismus den Weg zur 
alleinigen Führung im Staate geebnet. Darin liegt ſein bleibendes 
Berdienſt. Jetzt, bei ſeinem Ausſcheiden aus dem Amte, das er feinem 
Stellbertreter, Senatsvizepräſident Sreiſer, bereits im September 
dieſes Jahres in einem Schreiben aus Genf ankündigte, lohnt es wohl, 
ſich einmal die Hauptetappen des eges in die Erinnerung 
zurückzurufen, die Danzig unter feiner Führung auf außenpolitiſchem 
Gebiete zurückgelegt hat. Außenpolitik bedeutet für Dan⸗ 
zig: Geſtaltung des Verhältniſſes zu Polen. Ent- 
ſprechend den Äußerungen, die Raufchning wie Forſter ſchon vor der 
Machtergreifung getan hatten, daß der Nationalfozialismus, Jobald er 
an die Macht gekommen fei, an die Heneralbereinigung des 
Danzig-polniſchen Verhältniſſes herangehen werde, 
ſtattete der Senatspräſident ſchon am 3. Juli 1933 zuſammen mit feinem 
Stellvertreter, dem Innensenator Greiſer, der polniſchen Regierung in 
Warſchau einen offiziellen Beſuch ab. Kurz darauf begannen die Ver- 
handlungen zwiſchen Danzig und Polen, die am 5. Auguſt und 18. Sep⸗ 
tember zu dem erſten grundlegenden Abkommen über die Ausnutzung 
des Danziger Hafens durch die Polen und über die 
Rechte der polniſchen Volksgruppe in Danzig 
führten. 

Ein entſcheidender Schritt zum Abbau der offenen Seindfelig- 
keiten zwiſchen der deutſchen Stadt und dem polnifchen Staate war 
damit getan. Der Erfolg der Verſtändigungsbemühungen wurde durch 
den offiziellen Beſuch des polniſchen Miniſterpräſidenten und des 
Handelsminiſters in Danzig beſtätigt. Auf der anſchließenden Sep- 
tembertagung des Völkerbundes blieb den Genfer Stellen nur übrig, 
die in direkten Verhandlungen erzielten Sortjihritte zur Kenntnis zu 
nehmen. Von den damals noch ſchwebenden 34 Streitfragen wurde 
binnen kurzem über die Hälfte geregelt. Und während dann die über- 
aus ſchwierigen und mehrmals ftockenden Verhandlungen über die 


Dauzig-polniſchen Soll- und Wirtſchaftsfragen 
aufgenommen wurden, fuhr Dr. Raufchning im Dezember 1933 zum 
zweiten Male nach Warfchau, wo er u. a. eine längere perjönliche 
NRücfprache mit Marſchall Pilfudfki hatte. Nach einer längeren 
Seitſpanne kam im Juni 1934 eine Vereinbarung über die 
Frage der Hafenpolizei zujftande. Und Anfang Augujt, ein 
Jahr nach dem erſten grundlegenden Abkommen, wurde auch das große 
wirtſchaftliche Vertragswerk zujtandegebracht, das den Danzig-polniſchen 
Warenverkehr, die Kontingent-, Soll- und ſonſtigen bis dahin noch un- 
erledigten oder nur proviſoriſch beigelegten Streitfragen regelte. Unter 
der Präſidentſchaft Nauſchnings iſt jo eine völlig neue Grundlage der 
Danzig⸗polniſchen Beziehungen erſtanden, die freilich nur dann tragfähig 
ſein kann, wenn auch Polen ſich an Geiſt und Abſicht der Ver— 
träge hält. 

Dr. Nauſchning ſcheidet aus feinem Amt als der Mann, der dem 
Danzig-polniſchen Verhältnis nach einem Jahrzehnt faſt auswegloſen 
Kampfes neue Entwicklungsmöglichkeit gegeben hat. An dieſem 
Kurs wird durch den Nücktritt RNauſchnings nichts 
geändert. Von der Preſſeſtelle des Senates iſt amtlich mitgeteilt 
worden, „daß die bisherige Politik des Senats weiter verfolgt werden 
wird. Die Regierung wird insbefondere die freundſchaftlichen Be- 
ziehungen zur Republik Polen aufrecht erhalten und weiter fördern. 
Auch wird ſie genau ſo wie bisher in der Innenpolitik ſich an die 
Grenzen halten, die ihr durch die vom Völkerbund garantierte Ver- 
faſſung 9 J find. Aufgabe des Volkstages wird es fein, in nächſter 
Seit die Wahl des neuen Präſidenten vorzunehmen und die Regierung 
zu ergänzen.“ 

Die polniſche Negierungsprejfe hat diefe Mitteilung 
zur Kenntnis genommen, ohne weitere Bemerkungen daran zu knüpfen. 
Je größer aber die politiſche Entfernung der Blätter vom Sentrum 
des Negierungsblocks iſt, umſo kritiſcher und aggreſſiver werden ihre 
Kommentare. Der „Rurjer Poznuanfki“ 3. B. ſieht Jo etwas 
ähnliches wie eine Diktatur des Gauleiters Sorſter voraus. Sorjter 
werde, jo meint er, die „endgültige Gleichſchaltung“ der Freien Stadt 
mit dem Deutſchen Reiche vollziehen. Das Blatt will es dem Gau— 
leiter einfach nicht glauben, daß er die von Nauſchning ein ehaltene 
politiſche Linie der Achtung vor der Verfaſſung und der Zuſammen— 
arbeit mit Polen fortführen werde. Gegen dieſe Ungläubigkeit läßt 
lich nichts machen, da fie weniger aus der Kenntnis der Dinge. als 
aus der Voreingenommenheit des Poſener , Rurjer“ entſpringt. Slück- 
licherweiſe hat Sorſter ſich feiner Politik wegen nicht mit den national- 
demokratiſchen Dogmatikern, ſondern mit den Praktikern des pol— 
niſchen Negierungsblockes auseinanderzuſetzen. Und dieſe werden ſich 
wohl weniger der Glaubwürdigkeit deſſen verſchließen, was ‚Der 
Danziger Vorpoſten“, das amtliche Organ der NS OA. über 
die Auswirkungen des Rücktritts Rauſchnings geſchrieben hat: 
„ . . Der von der NS AP. bewußt beſchrittene poli- 
tiſche Weg (einer dauernden Befriedung des Danzig-polniſchen Ver- 
hältniſſes) iſtnicht an eine Perſou gebunden zer iſt vor, mit 
und nach Dr. Nauſchning der gleiche für die Vollführung einer Auf- 
gabe, die die deutſche Bevölkerung Danzigs in ihrem Schickſal, das 
ihr aufgezwungen wurde, zu erfüllen bat... Perſonenwechſe! 
bedeutet beim Nationalſozialismus nicht Kurs- 
wech ſel.“ 

Am 28. November wurde der bisherige Vizepräſident des Senates 
und Innenſenator, Arthur Karl Greifer, der bisher ſchon die Stell 
vertretung Dr. Nauſchnings innehatte, mit 41 Stimmen der NSDAP 
zum Nachfolger Raufchnings gewählt. 


Das polniſch⸗franzöſiſche Bündnis. 


Ou dem Chor der poluiſchen Zeitungen, die ſich gegen die Bevor 
mundung durch Frankreich zur Wehr fetzen, gehört auch das Blatt 
des Wojewoden Grazunſki. An ſich iſt das kein Wunder. Denn die 
„Polfka Sachodnia“ iſt ein Organ des Regierungsblocks. Aber 
es wirkt doch etwas komifch, wenn ein Blatt ſich dem großen Frank- 
reich gegenüber fo „mutig“ benimmt, das jedesmal vor lauter Angſt 
in Schreikämpfe verfällt, wenn ſich ein kleiner oſtoberſchleſiſcher Kumpel 
zum Deutſchtum bekennt. Die „Polska Zachodnia“ ſch reibt: 

Sürft Bismarck habe einmal das gegenſeitige Verhältnis zweier 
Verbündeter mit dem Verhalten eines Pferdes zu feinem Reiter ver- 
glichen. Der eine der Verbündeten müſſe der leitende Teil fein. deſſen 
Willen bei ſeinem Partner ausſchlaggebend iſt, der zweite mülſe ſich 
ſeinem Verbündeten vollftändig unterordnen; daun nur ſei die Gewähr 
für die Dauer und das Wohlergehen eines Bündniſſes gegeben. Beim 
Leſen der franzöſiſchen Blätter in der letzten Seit werde dem polnischen 
Leſer die Geſtalt Bismarcks unwillkürlich vor Augen geführt. Man 
bekomme den Eindruck, daß die franzöſiſchen Publiziften und Politiker 
die Anſicht Bismarcks auf die polniſch-franzöſiſchen Beziehungen über- 
tragen wollten. „Das Bild des franzöfiſchen Reiters 
und des polniſchen Pferdes iſt für die franzöſiſchen 
Publiziften noch immer das Symbol des Bündnis 
verhältniſſes Frankreichs und Polens.“ Man wundere 
ſich in Frankreich und könne es nicht begreifen, daß das regierende 
Polen nur eine ſolche Politik betreibe, die nur Polen und niemand 
anderem Vorteile bringe. Es unterliege heute ſchon gar keiner Dis- 


kuflion mehr, daß Polen in das frauzöfiſch-polniſche 
Bündnis das Kapital feiner Macht, eines Groß- 
ftaates in Mitteleuropa hineintrage, eines Staates, 
der es bereits im Jahre 1920 verſtand, ſeine Grenzen zu ſchützen, der 
es fertig brachte, ohne einen Pfennig Entſchädigung das Land aus 
den Kriegsverheerungen aufzubauen (die Entſchädigung hat Polen ſich 
auf andere Weiſe, auf Koſten der verdrängten Deutjchen geholt!), der 
es verſtand, trotz ſeiner überaus ungünſtigen geopolitiſchen Lage Jeine 
Unabhängigkeit zu bewahren und ſeine Macht zu entwickeln, der in 
der ſowjetruſſiſchen Zange auf ſich ſelbſt angewieſen war und dem es 
gelang, den Pfeiler der Sicherſtellung des Friedens in dieſem Ceil 
Europas zu bilden und der um ſich die baltiſchen Staaten gruppierte (7). 
Polen werde nicht eine Art von Bündnis verteidigen, das von dem 
Standpunkt ausgehe, Polen könne ſich auf irgendwelche franzöſiſche 
Pläne einigen und Jogar zu ihrer Verwirklichung beitragen, obwohl 
Polen keine Vorteile davon habe. Polen ei um feine eigenen Juter- 
eſſen beſorgt, denn Polen habe in Rapallo, in Locarno, im Viererpakt 
und in der Gleichberechtigungserklärung vom 11. Dezember 1932 er- 
fahren, daß, wenn es ſich nicht um ſich ſelbſt kümmere, niemand für 
es ſorgen werde. Es Jei allerdings hervorzuheben, daß 
Polen nicht die Abſicht habe, das Bündnis zu löſen. 
Es will jedoch ein Bündnis als Gleicher unter Gleichen, es will, daß 
Frankreich verſtehe, daß ein gleichberechtigtes Polen für 
die franzöfiſche Sicherheitspolitik einen großen 
Saktor darſtellt. 
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Das Erbhofgeſetz, die Landhilfe und die Polen in Deutichland. 


Ci i ümer hatte gegen den Beſchluß des Anerbengerichts auf 
le an Hofes in die Erbhöferolle ſofortige Beſchwerde ein- 
gelegt und dieſe mit Jeiner Sugebörigkeit Jur polniſchen 
Minderheit begründet. Das Preußiſſche Landeserbhof⸗ 
gericht in Selle hat die Beſchwerde zurückgemiejen, und zwar mit 
nn von A Band II Blatt 43 eingetragene Hof Iteht 
im Eigentum der Eheleute B., die in allgemeiner Sütergemeinſchaft 
leben. Der Eigentümer, Ehemann B., wendet ein, daß die Eintragung 
des Hofes in die Erbhöferolle nicht in Betracht komme, weil er dem 
polniſchen Vollestum angehöre. Er ſei Jlamijchen Blutes und ſlawiſchen 
Volkstums. Der gegen die Aufnahme eingelegte Einfpruch iſt zurück- 
gewieſen worden. Die dagegen von dem Ehemann B. eingelegte jo- 
fortige Beſchwerde ijt unbegründet. Es iſt zwar richtig, daß die 
Präambel des Reichserbhofgeſetzes in den Eingangs- 
worten erklärt, daß die Reichsregierung unter Sicherung alter deutſcher 
Erbfitte das Bauerntum als Blutquelle des deutſchen Volkes erhalten 
will. In Abſatz 7 definiert aber auch das RSS. das Wort ue 8 
indem es den Deutſchen gleich ſetzt denjenigen, der 
ſtammesgleichen Blutes il. Was die Sallung ee 
gleichen Blutes“ bedeutet, iſt im Geſotz nicht definiert. Das .NES. 
fagt nur negativ, daß ſtammesgleichen Blutes derjenige nicht iſt. der 
unter ſeinen Vorfahren väterlicher oder mütterlicherſeits jüdiſches 
oder farbiges Blut hat. Pofitiv gibt das Geſetz keine Beſtimmung. 
Trotzdem wäre es wohl irrig anzunehmen, daß alles Blut. das weder 
jüdiſch noch farbig ift, ſtammesgleich it. Stammesg 13 0 find 
vielmehr nur N 8 0 

umsſledlung ſeit g 
Ehe d find. (Vgl. Vogels Anmerkung 2 b zu 
§ 13 Nc.) Demnach iſt der Slawe als europäiſcher 
Arier im Sinne des RES. ftammesgleic. 0 

Die Grundſtiickseigentümer find daher bauernfähig. Der e⸗ 
ſchwerdeführer verkennt auch den Geiſt und den Zweck des e 
Der Geiſt und der Sweck des Geſetzes iſt ausſchließlich 
ſo aufzufaſſen, daß es ſich um ein Geſetz handelt, das zum Schutz 
und Nutzen des Bauern geſchaffen if. Es ilt ein Agrar- 
geſetz. das einen neuen gefunden Bauernſtand ſchaffen will, Der Ton 
liegt in der Präambel nicht auf dem Worte „deutſch“. ſondern auf 
dem Wort „Bauerntum“. Das ergibt ſich daraus, daß es durchaus 
nicht eine überall in Deutſchland geltende rein deutſche Erbſitte zum 
Geſetz macht. In vielen Teilen Deutſchlands wird vielmehr die vom 
RES. vertretene Anerbenſitte nicht geteilt. Nicht nur die polniſche 
Minderheit allein hat und kennt dieſe Erbſitte des Anerbenrechtes 
nicht. ſondern dieſe Erbjitte haben viele andere deutſche Erbſtämme 
ebenfalls nicht, die ſogar Erbjitten gepflegt haben, die dieſer Erblitte 
direkt widerſprechen. Mit dem Neichserbhofgeſetz hat der Geſetzgeber 
eine Erbſitte von den vielen die beſtehen, herausgegriffen, weil er 
fie für beſonders geeignet hält, um ein neues kräftiges Bauerntum 
zu ſchaffen. und nicht deswegen, weil es lich um deutſche Erbſitte han⸗ 
delt. Da fonſtige Bedenken gegen die Eintragung der Beſitung in die 
Erbhöferolle nicht beigebracht ſind, war die ſofortige Beſchwerde 
zurückzuweiſen. 17 9 

ich der Polenbund in Deutſchland jo bartnäckig gegen die 
A So Erbhofgeſeres auf die ſich zum Polentum Bekennen 
den wehrt, fo iſt hierfür außer dem üblichen Einwande. daß es ſich 
beim Erbhofgeſetz um eine neue „Germaniſierungsmethode“ handle, 


wohl auch folgende Überlegung maßgebend. Für einen Teil des Bau- 
erntums in Deutjchland lind die im Reichserbhofgeſetz niedergelegten 
Grundſätze etwas völlig Neues und fie werden von manchen Bauern 
einfach deshalb, weil ſie etwas Neues darſtellen, zunächft mit einigem 
Mißtrauen betrachtet, vor allem von den Landwirten, die vom Geiſte 
des liberaliſtiſchen Kapitalismus angekränkelt find, die im Grund 
und Boden eine Marktware ſehen, nicht aber einen Beſitz, der zu einer 
beſtimmten Haltung gegenüber der Sippe und der Geſamtheit ver- 
pflichtet. Auf ſolche Landwirte ſcheint es der Polen- 
bund abgeſehen zu haben. Vielleicht läßt Jich doch dieſe oder 
jene ſchwankende Geſtalt unter ihnen, weil ihr das Reichserbhofgeſetz 
nicht gefällt und weil der Polenbund gegen die Anwendung des Ge= 
ſetzes auf die Bauern „polniſchen Volkstums“ auftritt, zum Beitritt 
zum Bund und damit zum Bekenntnis zum polniſchen Volkstum bewe— 
gen? Eine ähnliche Spekulation mag auch mitfpielen. wenn der Polen- 
bund z. B. gegen die Einbeziehung der polniſchen Volkstumsangehö⸗ 
rigen in die Landhilfe Front macht. 

Die polniſchen Blätter in Deutſchland veröffentlichten am 15. No- 

vember unter der Überſchrift „Die Landhilfe und die Polen 
ain Deutſchland“ einen Artikel, in dem es u.a. heißt: „Arbeits- 
dienſt und Landhilfe ſind Einrichtungen, die für das deutſche Volk 
geſchaffen wurden. Ebenſo wie in allen anderen Sällen, die die Orga⸗ 
niſationen dieſes Volkes betreffen, ſtehen die Polen in Deutſchland 
auch in dieſem Falle auf dem Standpunkt. daß ſie in die oben erwähnten 
Einrichtungen nicht einbezogen werden können, denn ſie würden auf 
dieſe Weile an rein nationaldeutſchen Aufgaben und Arbeiten teil 
nehmen. Die Teilnahme der Polen in Deutſchland an 
dieſen Einrichtungen kann man nicht mit unſerer 
nationalen Sigenart in Sinklang bringen, deren 
Unverletlichkeit uns in den Erklärungen der höchſten Stellen des 
Deutſchen Reiches zuaelichert wurde. Dieſe Frage wurde in der 
Praxis bisher am beßeichnendſten gelegentlich der Frage der Suge-⸗ 
börigkeit der Polen zur Deutſchen Arbeitsfront entſchieden. Das zu- 
ſtändige Miniſterium erklärte damals, daß die Mitgliedſchaft in der 
Deutſchen Arbeitsfront mit einer Erklärung über die Zugehörigkeit 
zum deutſchen Volke gleichbedeutend ſei. Polen könnten doher dieſer 
Einrichtung nicht angehören. Wir ſind daher überzeugt, daß auch die 
Beteiligung der Polen in Deutſchland an allen anderen Einrichtungen 
des deutſchen Volkes ebenſo geregelt werden wird. Sie unterſcheiden 
ſich nämlich. fofern es ſich um ihren Charakter handelt, durch nichts 
von der Arbeitsfront.“ 
„Die volniſchen Blätter behaupten nun daß dieſe Frage an Hand 
eines Einzelfalles bereits grundſätzlich geklärt ſei. Es handelt ſich 
dabei um den Fall eines Berliner Polen. der ſich unter Hinweis 
auf ſeine Volkszugehöriakeit geweigert hatte. zur Landhilfe zu gehen, 
und an den das Arbeitsamt daraufhin die Unterſtützungszahlungen 
eingeſtellt hatte. Auf eine Eingabe an das Neichs arbeits- 
minifterium hat der Polenbund am 8. November die Mitteilung 
erhalten. daß der Prälident des Landesarbeitsamtes Brandenburg 
vom Präſidenten der Reichsanſtalt für Arbeitsvermittlung und Ar- 
beitsfofenverficherung aufgefordert worden fei, dem zuständigen Ar- 
beitsamt oufzureben. die Einſtellung der Unterſtützunaszahlungen an 
den betroffenen Polen aufzuheben. Die polniſchen Blätter glauben 
daraus ſchließen zu können. daß die Polen in Deutſchland nicht ver- 
oflichtet ſeien, an der Landhilfe teilzunehmen, und daß ihnen aus dieſem 
Grunde die Unterſtützung nicht entzogen werden dürfe. 


Die Tarnowitzer Knappſchaft in Gefahr! 


Die finanzielle Lage der Carnowitzer Knappſchaft iſt geradezu hoff⸗ 
g de Der Nentner hat ſich eine allgemeine Unruhe 
bemächtigt. Sie befürchten mit Recht. die ihnen zustehenden Bezüge 
ganz oder teilweiſe zu verlieren. Auf einer Verſammlung der Knapp⸗ 
ſchaftsälteſten legte Knappſchaftsdirektor Dr. P ot uk a die finanzielle 
Lage der Knappfchaft dar: In den erſten drei Vierteln dieſes Jahres 
hat ſich ein Defizit von 1,3 Millionen Slot u ergeben, und 
dieſes Defizit wird ſich bis Ende des Jahres wahrſcheinlich bis auf 
2 Millionen Sloty ſteigern. Im gleichen Verhältnis haben ſich die 
NReſerven verringert. Man rechnet damit, daß fie im kom— 
menden Jahr nur noch 400009 Slotu betragen werden. Swar hat 
die Knappſchaft von der Negierung eine ei e en von 
3,9 Millionen Zloty in Obligationen der önnen= 
anleibe erhalten, doch find auf dieſe Subventionen ſchon An- 
leihen aufgenommen worden. Aus Deutſchland ſind durch das 
Übereinkommen mit der Neichsknappſchaft 6 Millionen Slotu 
zu erwarten, doch find davon erſt 200 000 Glotu abgehoben wor⸗ 
den, während das übrige in Wertpapieren angelegt ilt, deren Aus- 
loſung ſich bis zum Jahre 1955 erfireckt. Wie Dr. Votuka feit- 
ſtellte, wird die Knappſchaft im Juni des nächſten Jah- 
res nicht mehr imſtande ſein, die laufenden Renten 
auszuzablen. wenn ſie nicht irgendeine Unter⸗ 
ſtützung erhält. Dazu kommt noch, daß die Knappſchaft auf 
Srund des Abkommens mit der Neichsknappſchaft im nächſten 
Jahr eine große Fahl von Indaliden aus Deutſch⸗ 
oberſchleſien zu übernehmen hoben wird. Die Knappſchaft 
hat ſchon deswegen keine Ausſicht auf Beſſerung ihrer finanziellen 


Lage weil gegenwärtig auf jehn zahlende Mitalieder 
elf Rentner kommen, während noch vor vier Jahren 
drei zahlende Mitglieder aufeinen Nentner kamen. 
Gegenwärtig zahlt die Knappſchaft an 56 000 Mitglieder 
Renten aus, denen nur 48 000 zahlende Mitalieder 
gegenüberſtohen. Im nächſten Jahr ſollen dazu weitere 1800 Rentner 
kommen. Dieſe Zahlen, fo ſtellte Knappſchaftsdirektor D. Potuka feſt. 
orweiſen die Notwendigkeit einer Herabfetzung der 
Renten Wird dieſe Herabſetzung. die 15 vom Hunde rt be⸗ 
tragen ſoll. durchgeführt. fo erſpart die Knapoſchaft 35 Mill. Glotu. 
Dor Vorſtand der Knappſchaft habe ſich jedoch noch einmal an die 
Wojewodſchaft mit der dringenden Bitte um Hilfe 
spmwandt und gleichzeitig den Vorſchlag unterbreitet, die Ver- 
ſicherung für den Fall der Invalidität bei Berg- 
arbeitern aufzuheben. Außerdem habe man den Vorſchlag 
gemacht. eine allgemeine polniſche Knappſchaft zu 
aründen . zu der auch das Dombromwaer und Kra⸗ 
kauer Gebiet gehören ollen. 

In einer Entfhliekung. die von der Verſammlung oefaßt 
wurde. wird darauf bingewieſen daß in faſt allen europäiſchen Staaten 
und Ländern wis beiſpielsweiſe in Deutſchland. Holland, England, 


Stonkreich uſw. der Staat laufende Beträge an die 
Kuapoſchaftskoſſen abführt. während dos in Polen 


nicht der Sall it. Die deutſche Regierung beiſpielsweiſe zahle 
der Reichsknaroſchaft etwo 50 v. H. der Geſamtfumme der einlau- 
fenden Beiträge zu. Eine laufende ſtaatliche Unterſtützung wurde als 
notwendig und gerechtfertigt bezeichnet. 


Paderewski 


Der Klavierſpieler und Staatspräſident a. D. Ignatz Pade- 
rewfki gibt 3. St. ſeine Erinnerungen heraus. In einem Abſchnitt 
beſchreibt er ſein zweites Zujammentreffen mit dem amerikanijchen 
Präſidenten Woodrow Wil fon. Er fagt dort: 

Die erſte Ausſprache über Polen mit Wilſon hatte Oberſt 
Houfe, deſſen Denkmal im Paderewſki-Park in Warſchau ſteht. 
Dank Oberſt Houſe begann ſich Wilſon im Jahre 1916 ſchon ein- 
gehender für die polniſche Frage zu intereſſieren. Den fo vorbereiteten 
Präſidenten der Vereinigten Staaten ſah ich zum zweiten Male 
am 6. November 1916. Dies war Jo: Alle Organifationen zur 
Hilfeleiſtung für die Kriegsopfer der einzelnen Nationen hatten ſich 
im Oktober 1916 an die Kanzlei des Präſidenten mit der Bitte um 
Jeſtſetzung eines Cages gewandt, an dem ſie gemeinſam durch ihre 
Vertretungen dem Präſidenten Wilſon ihren Dank für die Fürſorge 
ausſprechen könnten, die er ihren Beſtrebungen hatte angedeihen laſſen. 
Präſident Wilſon ließ die einzelnen Organſſationen wilfen, daß er fie 
am 6. November auf ſeinem Landſitz im Staate New Aerſey empfangen 
werde. Als wir dieſe Einladung erhielten, war uns nur bekannt, daß 
Er nächſten Tage, am 7. November, Präſidentenwahlen ftattfinden 
ollten. 

Als ich mit der ganzen Abordnung am 6. November zur Audienz 
fuhr, war mir der Cext des am 5. November erſchienenen öfter- 
reichiſch-deutſchen Manifeſtes in der polnischen Frage 
bereits bekannt (d. h. die Sweikaiſerproklamation über die Unab- 
hängigkeit Polens). Die Vereinigten Staaten waren immer noch 
ftreng neutral. (Und die Kriegslieferungen an die Seinde Deutschlands 7) 
Sch fühlte, daß dieſes Manifeft in für Deutſchland günstigem Sinne 
auf die amerikaniſche öffentlichkeit wirken werde. Ich war mir klar 
darüber, daß ich heute über dieſes Chema mit Wilſon ſprechen müßte. 
Es ift verſtändlich, daß Wilſon dieſes Geſpräch mit mir nicht in Hegen⸗ 
wart der ganzen Abordnung führen konnte. Ich hatte keinen Ausweg, 
als einen Gewaltſtreich zu unternehmen. Als wir im Vorſalon auf 
die Audienz warteten und der Sekretär uns meldete, daß der Präſident 
uns bitten laſſe, ließ ich die Abordnung das Simmer Wilſons betreten, 
während ich jelber im Vorſalon jurückblieb. Auf eine Frage des 
Sekretärs erwiderte ich: 

„Sch bitte den Herrn Präfidenten um eine Sonderaudienz, da ich 
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und Wilſon. 


als Vertreter der polniſchen Nation(!) hierher ge— 
kommen bin.“ 

Das Glück war mir günſtig. Denn als nach 20 Minuten die Ab- 
ordnung das Empfangszimmer Wilſons verließ, teilte mir der Sekretär 
mit, daß der Präſident mich bitten laſſe. Sofort nach der Begrüßung 
fragte Wilſon: 2 

„Was denken Sie als Pole über das Manifeſt der beiden KRaifer?“ 

„Es iſt dies kein Manifeft zweier Kaiſer, Herr Prä- 
ident, ſondern der Aufruf zweier oberſter Heer- 
führer.“ 

„Weshalb?“ 

„Dieſer Akt ift nicht einmal von den verantwortlichen Miniftern 
gegengezeichnet, wie dies die Verfaffungen der Mittelmächte vorſehen.“ 

Wilſon ſchaute mich an, als ob er über dieſe Äußerung überraſcht 
wäre. Im Regime der Vereinigten Staaten iſt das Staatsoberhaupt 
gleichzeitig Vorſitzender des Miniſterrats. 

„So iſt es. In der Tat, Sie haben recht“, erwiderte Wilſon. 

„Dieſes ganze Manifest“, fuhr ich fort, „muß mehr als ſtra⸗ 
tegiſche denn als politiſche Maßnahme angeſehen 
werden. Das Nekrutierungsreſervoir beider Sentralmächte beginnt ſich 
zu erfchöpfen. Deutſchland und Öfterreich ſchaffen die Siktion des 
polniſchen Staates, der eo ipso ihr militäriſcher Verbündeter werden 
und gegen eine Million friſches Soldatenmaterial liefern foll. Sie 
rechnen damit, daß Polen ihren Plan annehmen werde.“ 

Och ſtellte feſt, daß ſich Wilſon gern unterhalten will. Ich aut- 
wortete eingehend auf ſeine Fragen und äußerte aufrichtig meine 
Überzeugung, daß die Ausfichten auf ein beſſeres Mor- 
gen für Polen ausſchließlich von einem Siege der 
Entente abhänge. Die Unterredung dauerte länger als eine 
halbe Stunde. Wilſon verabſchiedete mich mit folgenden Worten: 

„Ich bin glücklich, daß Sie mich in meinen Anſchauungen beſtärkt 
haben. Meine Überzeugung ist, daß Polen als unabhängiger 
und vereinigter Staat erſtehen muß.“ BR 

Am 22. Januar 1917 folgte die Botſchaft des Präfiden- 
ten Wilſon an den Senat, durch die die polniſche Frage von 
einer inneren Angelegenheit der drei Ceilungsmächte zu einer inter- 
nationalen gemacht und auf internationalen Boden verpflanzt wurde. 


Der Wohnungsbau in Polen. 


Der Wohnungsmangel in Polen ift eine der dringlichſten 
und größten Aufgaben, die Polen zu löfen hat, ſelbſt wenn man die 
weſentlich geringeren Wohnanſprüche der Bevölkerung Polens gegen⸗ 
über den Bevölkerungen mittel- und weſteuropäiſcher Staaten berück⸗ 
ſichtigt. Eine private Wohnbautätigkeit in den Städten Polens 
bat ſich ſeit dem Kriege bis heute nirgends in irgendwie nennenswertem 
Umfange entwickelt. Es fehlt infolge der geſetzlichen Maßnahmen. 
die auf eine Ausschaltung jeder Baufpekulation und ganz auf Mieter- 
Schuß eingeftellt ſind, jeder privatwirtſchaftliche Anreiz 
für den Bau von Wohngebäuden. Durch den Krieg 
waren nach einer amtlichen Zählung etwa 1837000 Wohnräume zer- 
ſtört worden; und die Bevölkerungsſtatiſtik von 192 
ergab, ein Fehlen von 271000 Wohnräumen in Polen, wo- 
bel als Norm angenommen worden war, daß auf einen Wohnzwecken 
dienenden Naum 2,4 Perſonen treffen. Im Jahre 1926 ſtellte ein 
Enqueteausſchuß feſt, daß es allein in der Landeshauptſtadt 
Warſch au 60 000 Samilien gibt, die keine eigene Woh- 
nung beſitzen. Inzwischen ift der Fehlbetrag an notwendigen 
Wohnungen in Warſchau auf 64 760 gestiegen. Wenn man eine Familie 
nur mit drei Perſonen anſetzt, was zweifellos zu niedrig gegriffen iſt, 
dann gibt es in der Hauptſtadt Polens alſo rund 200 000 “Perfonen, 
die nicht in einer eigenen Wohnung haufen. Das iſt etwa der fechſte 
Ceil der Einwohnerſchaftl 
Das erſte Geſetz, das zur ſtaatlichen Förderung des 
Wohnungsbaues beftimmt war, ſtammt aus dem Jahre 1925. 
Es wurde ein Fonds zur Unterſtützung der Bautätig- 
keit in den Städten ins Leben gerufen. Die Durchführung der 
ſtaatlichen Kreditaktion wurde der Bank Sospodarſtwa 
Krajo we go übertragen. Die Mittel, die von 1924 bis Ende Okto- 
ber 1934 von der Bank als Kredite hergegeben wurden, belaufen Jich 
auf 603,5 Mill, Zloty und verteilen ſich auf 24772 Darlehen an 
Baugenoſſenſchaften, Privatperſonen, öffentliche und humanitäre Inlti- 
tutionen und ſtädtiſche Gemeinden. Bis zum Jahre 1932 wurden die 
Mittel jedoch größtenteils Jo vergeben, daß die Bevölkerungsteile. 
denen Wohnungen am meiſten fehlten, nur wenig davon hatten. Erſt 
feit etwa zwei Jahren wird mehr darauf geachtet, daß mit den öffent⸗ 
lichen Mitteln vor allem Klein wohnungen hergeſtellt werden. 
Auch die Unkoften für Baumaterialien, für den Transport und der- 
gleichen wurden von Staats wegen geſenkt. Seit April letzten Jahres 
beschäftigt fich die Bank Gospodarstwa Krajowego auch mit der Er⸗ 
hließung billigen Bauterrains. Aus öffentlichen Mit- 
teln, die fie zur Verfügung ſtellt, werden die log. Terraininveftitionen, 
wie Straßenbau, Ranalifation, Has- und Waſſerleitungen ulw., durch⸗ 
geführt. Mit der Kredit- und Bauterrainaktion hat ſich der polnifche 
Staat einer dringend notwendigen Arbeit unterzogen. Deren Ausmaße 
werden freilich durch den Mangel an Mitteln beſchränkt. 


„Haus der Volksbildung“ in Kattowitz. 


Am 11. November, iſt in Kattowitz ein polniſches „Haus der 
Volksbildung“ eingeweiht worden. er Bau dieſes Hauſes 
wurde im gehn 1928 durch die Geſellſchaft für Volksiefehallen be- 
gonnen, die bis zum Jahre 1931 über I Million Zloty. dafür aufgewandt, 
dann aber wegen des Fehlens weiterer Mittel den Bau eingeftellt 
hat. Daraufhin kaufte die e e von dem Verbande das im 
Rohbau fertige Haus und ließ den Bau aus eigenen Mitteln fertig- 
ftellen. Er hat rund 1% Millionen Zlotygekoftet 

Das Gebäude beherbergt im Erdgeſchoß die Geſchäftsräume 
der Geſellſchaft für Volksleſehallen nebſt einer 
Volksbücherei und efeballe für Erwachſene und 
einer Fugendbücherei und ⸗leſehalle. Weiter find in dem 
zum Teil viergeſchoſſigen, in dem Eckteil noch höher gezogenen He- 
bäude untergebracht die Bibliothek des Kattowitzer Sejms 
mit rund Job odo Bänden, die Abteilung der Wojewodſchaft 
für Bildungsweſen außer der Schule, die Sektion für 
Bolkstheater und der Verband plaſtiſcher Künſtler, 
die Geſchäftsſtelle des Pfadpfinderverbandes für die Woje⸗ 
wodſchaft Schleſien ſowie einige andere kulturelle Einrichtungen. Ein 
großer Saal, der 500 Menſchen aufnehmen kann, iſt für Vorträge, 
Konzerte und ſonſtige Veranſtaltungen beſtimmt. 1 25 

Gelegentlich der Einweihung des Haufes find einige Mitteilungen 
über die bisherige Arbeit der Heſellſchaft für Volks 
leſehallen gemacht worden. Die Geſellſchaft geht zurück auf eine 
nationalpolniſche Kampforganiſation, die bereits im Jahre 1880 in 
Poſen gegründet wurde und im Jahre 1882 ihre Tätigkeit auch 
auf Oberſchleſtien auszudehnen begann. Die von der Geſellſchaft bis 
zum Jahre 1910 in dem damals preußiſchen Gebiet eingerichteten Volks- 
büchereien werden mit 300 angegeben. Nach der Ceilung Ober- 
ſchleſiens hat die Geſellſchaft in der Wojewodſchaft Schleſien eine große 
Sahl von Büchereien eingerichtet. Nach den veröffentlichten Angaben 
betrug die Zahl der Büchereien im Jahre 1921/22 149 mit zuſammen 
22 200 Büchern und 5163 Leſern. an die 37 852 Ausleihungen vor⸗ 
genommen wurden. Bis zum Jahre 1932/33 war die Sahl 
der Büchereien auf 333 mit 153 112 Büchern ge⸗ 
ſtiegen, die Sahl der Leſer betrug 30 430, die 
der Ausleihungen 571808. Dieſe Zahlen reichen zwar bei 
weitem nicht an die des Volksbüchereimefens in der deutſchen Provinz 
Oberſchleſien heran, ſie ſind aber ein Zeichen reger Arbeit und gün⸗ 
ſtiger Entwicklung des polniſchen Volksbüchereiweſens in Oſtoberſchleſien. 
Neben den Büchereien beſtehen 40 Leſehallen, in denen 
Zeitungen und Seitſchriften ausliegen. Die Arbeit 
des Verbandes ift bisher durch die Behörden ſtark unterſtützt worden. 
Das wird auch in Zukunft geſchehen. Und die Geſellſchaft kann nun 
von ihrem neuen, aut ausgeſtatteten Hauptquartier aus ihre Arbeit um 
ſo wirkſamer fortſetzen. 
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Tſchechenſturm gegen die Prager Deutſche Univerſität. 


Das tſchechiſche Schulminiſterium hatte vom Senat der Prager 
De 1 versität die Übergabe der aus dem 14. Jahr- 
bundert ſtammenden Gründungsin Jig nien der Univerfität an 
das Rektorat der Prager Cſchechiſchen Univerfität gefordert. Der 
deutschen Studentenſchaft Prags hatte ſich dieſer durchaus unbe- 
rechtigten Forderung wegen eine ſtarke Empörung bemächtigt. Der 
Senat der Deutſchen Univerſität hatte in einer bude bd die Sor- 
derung der tſchechiſchen Behörden als unannehmbar bezeichnet. Im 
Sufammenhang mit dem Streit um die Inſignien kam es am 24. No 
vember zu blutigen Krawallen. Die deutſchen Studenten, 
die von der Abſicht eines Attentats auf ihre Uniderſität erfahren 
hatten, beſetzten das Gebäude, um es vor etwaigen Gewalttaten des 
tſchechiſchen Pöbels zu ſchützen. Gegen Mittag rückte tatſächlich eine 
mehrere hundert Mann ſtarke Bande tſchechiſcher Studenten vor das 
Rektoratsgebäude der Oeutſchen Univerjität. Um 14 Uhr begann der 
Pöbel, den der Leiter der Demonftration, der Rektor der Lfehechi- 
ſchen Univerfität Prof. Domin, aufgeputſcht hatte, den Stur i 
auf das deutſche Nektoratsgebäude. Die tſchechiſchen 
Studenten drangen bis zum J. Stockwerk por; ſie vermüfteten die 
Räume des hiſtoriſchen und ſlawiſchen Seminars 
oollkommen. Oer Zutritt zu den weiteren Stockwerken, in denen 
ſich die Gründungsinfignien und wertvolle Gemälde befinden, wurde 
den Angreifern durch die ſich verzweifelt wehrenden deutſchen Studen- 
ten verfperrt. Einer der Heutſchen wurde niedergeſchlagen und trug 
eine klaffende Kopfwunde davon; mehrere andere deutſche 
Studenten wurden gleichfalls verletzt. Die tſchechiſche Polizei 
fab dem wüſten Treiben ihres akademiſchen Pöbels lange Seit taten- 
los zu. Offenbar wartete fie darauf, daß es den Angreifern gelingen 
werde, die Infignien der Deutſchen Univerſität zu ſtehlen und damit eine 
der beliebten „vollendeten Catſachen“ zu ſchaffen, die das amtliche 
Prag dann zwar formell „bedauert“, praktiſch aber nicht mehr abge- 
andert hätte. Erſt als der Angriff im 1. Stockwerk zum Stehen 
gebracht worden war und der geplante Diebstahl nicht gelingen wollte, 
griff die Polizei mit ſtarken Abteilungen ein. Darauf räumten die 
tſchechiſchen Studenten das Nektoratsgebäude; fie johlten noch eine 
Seitlang auf der Straße herum, beſchimpften in Sprechchören das 
Deutjchtum und gingen dann auseinander. Die Eſchechen. dieſe famoſen 
Erbpächter der Demokratie, haben ſich mit dem Sturm auf 
die Deutſche Univerjität ſelbſt auf die unterſte Stufe der europäiſchen 
Kulturnationen geſtellt. Ein Volk, deſſen akademiſche Jugend ihre 
nationale „Begeiſterung“ damit beweiſt, daß fie wiffenſchaftliche Ar- 


beits- und Forſchungsſtätten zerſtört, weil fie einem anderen Volke 
gehören. hat ſeinen Anſpruch auf Achtung verwirkt. Aber Herr 
VBeneſch ſtellt ſich hin und erzählt, daß Prag „normale“ oder gar 
e e Beziehungen“ zu Oeutſchland unkerhalte. 

on tſchechiſcher Negierungsſeite wird jetzt verſucht, die Schuld au 
den Ausſchreitungen gegen die Deutfche Univerſität der nationaliſtiſchen 
Oppoſition in die Schuhe zu ſchieben. Es wird dabei auf die Su- 
ſammenſtöße zwiſchen den Demonſtranten und der Polizei vermiefen, 
die — was dabei verschwiegen wird — erſt nach dem Sturm auf 
das deutſche Nektoratsgebäude ſtattfanden. Bei einer Regierung, die 
ſich noch niemals zu ſchwach erwieſen hat, wo es galt, die geringſte 
völkiſche Regung unter den nationalen Minderheiten mit dem bru- 
talen Einſatz ſtaatlicher Machtmittel zu unterdrücken, kann eine ſolche 
Eutſchuldigung nur als lächerlich und feig bezeichnet werden. Wenn 
es aber zu den Errungenschaften der „freien Demo 
kratie“ des Philoſophieprofeſſors auf dem Präjidentenjejlei gehört, 
daß der „Jühe Pöbel“ unter den Augen der Negierung 
und vor verſammelter Polizei Kulturwerte Jer 
ftören darf, dann dürfte über den Staat der Mafaryk und Beueſch 
das Urteil gefällt ſein. Das Ziel der Regierung und das der randa- 
lierenden tſchechiſchen Studenten iſt dasſelbe geweſen: Sie wollten beide 
der Deutſchen Prager Univerfität die ihr zuſtehenden Gründungs- 
infignien nehmen. Die tſchechiſchen Studenten haben in der Weile, 
die ihnen am meiſten liegt, ihre Regierung in der Erreichung des 
gemeinfamen Siels unterſtützt. Und fie haben es ja auch ſchließlich 
erreicht. Am 26. November, dem dritten Cage der deutſchfeindlichen 
Demonſtrationen, hat der Rektor der Deutſchen Universität, Prof. 
Srojfer, dem Druck der Straße weichend, einer Kommiſſion 
des Unterrichtsminiſterlums die Infignien, die ſeit 
Jahrhunderten der Deutſchen Univerſität gehören, übergeben. Es 
handelt ſich dabei um die 15 goldenen Ketten der akademiſchen Würden 
träger, um das alte goldene Szepter des Rektors. die vier Szepter 
der Fakultäten und um das alte Siegel aus dem Jahre 1348. Diele 
Übergabe iſt mehr als eine Sormalität geweſen. Der Deutfchen 
Univerſität wurden die hiſtoriſchen Wahrzeichen genommen, durch die 
ſie bisher als die Nechtsnachfolgerin der alten Kaiſer-Karls-Univerſität 
gekennzeichnet mar, eine Würde, die ihr von den Cſchechen feit 1920 
ſtreitig gemacht wird — zwar mit Unrecht, aber hinter dem Unrecht ſteht 
die Gewalt. Was wir zu der Übergabe zu Jagen haben? Soldaten 


Gſtland⸗Woche. 


Dr. Pant und „das Reich Chriſti. 


d init wurde vom Verband Deutſcher Katholiken 
In br 1 s-Rönig-Seier veranſtaltet. Als gegen Schluß 
der Veranſtaltung der bekannte Dr. Pant ſprechen wollte erhob ein 
Teil der Verſammelten Widerſpruch gegen dieſen Redner, deſſen öffent- 
liches Auftreten allerdings auf einen volksbemufsten Deutſchen in Polen 
wie eine Provokation wirken muß. Eine deutsche Zeitung in Kattowitz, 
von der man annehmen ſollte, daß ihr an Pant nicht allzu viel liegt, 
fühlte fi zu folgender Seſtſtellung veranlaßt: „Dieſe Störung der 
religiöſen Seier muß verurteilt werden, auch wenn Dr. Pant als 
Politiker noch Jo unerträglich iſt. Das Reich, in dem 
Shriſtus König iſt, iſt ein Reich des Friedens, und wenn eine 
chriſtliche Verfammlung ſich in dieſes Königtum verſenſten will, dann 
muß fie die irdiſchen Dinge ausſchalten .. Soche weihe⸗ 
vollen Worte hätten vielleicht dann einen Sinn wenn es nicht eben Herr 
Pant wäre, der die reinliche Scheidung zwiſchen dem „Weich, in dem 
Ebriltus König it“, und der politiſchen Atmofpbäre, in der ſeine Büro⸗ 
räume liegen, nicht einzuhalten vermag. Für die »ſcharfſinnige“ Über⸗ 
legung, daß der Pant, der in einer Chriſtus-Feier eine fromme Rede 
bält. ein anderer fein foll, als der Pant, der Jonft gegen das Deutſche 
Reich hetzt, fehlt der Maſſe der katholiſchen Deutſchen in Polen 
glücklicherweiſe die „geiſtige Neife“. Vernünftiger ift ſchon. was die 
erwähnte deutſche Zeitung dann weiter ſchreibt: Es wäre eigentlich doch 
die Aufgabe des Feſtausſchuſſes geweſen, dem Wunſche der Mit- 
alieder zu folgen, die von vornherein gegen das Auftreten Pants Ein- 
ſpruch erhoben. 


Um das evangeliſche Krankenhaus in Thorn. 


Der Vorſtand des evangeliſchen Diakonilſen⸗ 
e in Thorn iſt auf Grund einer Verfü- 
gung des Thorner Burgſtaroſten abgeſetzt worden. Der „Sluftro- 
many Rurjer Sodziennu“ wußte dazu zu melden, daß die 
Amtsenthebung des Vorſtandes deshalb erfolgte, weil Statuten und 
Tätigkeit des Vereins nicht mit dem Bereinsgeſetz übereinltimmen und 
weil der Staroft das ihm zuſtehende Aufſichtsrecht über den Verein 
nicht habe ausüben können. Anlaß zu dem Eingreifen habe der beab- 
fichtiate Verkauf des Krankenhauſes an den Gemeinſchaftsperband 
in Vandsburg gegeben, durch den der Kreisausſchuß angeblich ge- 


Wg e jedoch die Verhältnihe fo, daß 


In Wirklichkeit liegen 


pflegen ihre Sahnen zu verbrennen, wenn man 
zwingen will, fie dem Feinde zu übergeben... 
auch die preußiſchen Landräte kein Auffichtsrecht über 


das Krankenhaus beſaßen, alſo dieſes Recht auch nicht auf den pol⸗ 
niſchen Staroſten übergegangen ſein kann. Der Kreisausſchuß hatte in 
preußiſcher Seit das Recht, eine Anzahl von Perſonen der General 
verfammlung des Vereins zu präfentieren, aus denen dann einige zu 
Borftandsmitgliedern gewählt wurden. Von diefem Necht hat der 
Kreisausſchuß ſeit 1920 bis heute nicht mehr Gebrauch gemacht. Ein 
Eigentumsrecht an dem Krankenhaus ſteht dem Kreisausſchuß ebenfalls 
nicht zu. Der Verein ift alleiniger Cigentümer. Durch den Verkauf 
des Krankenhauſes an Vandsburg hätte der Kreisausſchuß nicht im 
mindeſten Verluste erlitten, da von Vandsburg alle Verpflichtungen 
des bisherigen Rrankenhausvereins übernommen würden. Ebenfo wird 
von ſeiten des Vereins beſtritten, daß feine Statuten und feine Tätig- 
keit nicht mit dem Vereinsgeſetz übereinſtimmten. 

Die Behauptung des polnischen Blattes. daß die deutſchen evange— 
liſchen Diakoniſſen aermaniſatoriſche Propaganda ge- 
trieben und die polniſchen Kranken nicht ſachgemäß gepflegt hätten, 
Jo daß ſogar Todesaefahr vorgelegen hätte, verdient nur, niedrioer 
gehängt zu werden. Wer den aufopfernden Pflegedienſt der Diako- 
niffen kennt. die noch niemals in bezug auf Nationalität oder Kon- 
feſſionen Unterſchiede gemacht hoben, der weiß, daß dieſe Behauptung 
nur eine böswillige Verleumdung darſtellt. Das werden 
auch polniſche Patienten, die dort geſund gepflegt worden ſind. gewiß 
gern bekennen. Um eine eben ſolche Verleumdung handelt es ſich bei 
der Behauptung von der verheerenden Wirtfchaft, die im Krankenhaus 
geführt worden wäre. 

Von behördlicher Seite ift jetzt ein polniſcher Kurator des 
Krankenhauſes und ein Stellvertreter ernannt worden. Der 
Verein hat diefe Maßnahme ſelbſtverſtändlich nicht widerſpruchslos 
hingenommen, fondern wird alle ihm zu Gebote ſtehenden Rechtsmittel 
gebrauchen. um weiterhin fein Eigentumsrecht an dem einzigen Kran- 
51 9 zu behaupten, das die Deutſchen don Thorn und Umgebung 
no eſitzen. 


Unerfreuliche Methoden. 


„Der langjährige Seſchäftsführer des deutſchen Seim 
büros in Poſen, Hoffmann, wurde gekündigt und mit ſofortiger 
Wirkung beurlaubt. Hoffmann foll mit der Tätigkeit der ſo⸗ 
genannten „Deutſchen Vereinigung“ nicht einverſtanden geweſen fein. 
— Bei einer Veranſtaltung der „Deutſchen Vereinigung“ in Dirſchau 
hat ein Redner dieſer Organifation erklärt, daß Freimaurer und 
Juden deutſcher Nationalität (N in die „D. V.“ auf- 
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genommen werden. Die „D. V.“ wäre dazu da, ſämtliche deutſchen 
Vereine, einſchließlich der Freimaurerlogen, zu ſtützen. 
— Der verantwortliche Schriftleiter des „Pommereller 
Tageblattes“, Sitel Werſche, der ſeit zehn Jahren dieſe 
Stelle bekleidet, wurde entlaſſen, weil er den Herren von der 
ſogenannten „Deutſchen Vereinigung“ nicht reaktionär genug iſt. 
Werſche bekennt ſich zur Jungdeutſchen Partei; er iſt Vater von vier 
unmündigen Kindern, was den Geſchäftsführer des Verlages „Helios“, 
den Gutsbeſitzer Kahmann - Bobau, nicht hindert, ihn auf die 
Straße zu werfen. — Die Ortsgruppe Bojanowo der Jung- 
deutſchen Partei hatte in einem an das evangeliſche Pfarramt 
des Ortes gerichteten Schreiben gebeten, am Totenſonntag für die 
e Gemeinde am Gefallenendenkmal auf dem Friedhof eine 
Heldengedenkfeier abhalten zu dürfen. Als Programm war 
vorgeſehen: Kirchenlied, Ansprache des Geiſtlichen, Namensverleſung der 
Gefallenen der Gemeinde, das Lied vom Kameraden. Choral. Der 
evangelifche Gemeindekirchenrat, in dem alte Neaktionäre ſitzen, lehnte 
dieſe Bitte mit der Begründung ab, daß „Veranſtaltungen politischer 
Parteien“ auf dem Friedhof nicht zuläſſig ſeien. 

Die reaktionäre Haltung des Poſener Konſiſtoriums hat 
zu einem ſchweren Konflikt mit der deutſchen Kirchengemeinde in 
Welnau (Kiſzkowo) im Kreiſe Gneſen geführt. Zwei Mitglieder 
des dortigen Kirchenrates, Maſche und Wendorff, hatten den Geift- 
lichen, Paſtor Krüger, der ihnen der Sumpathie für die Jungdeutſche 
Bewegung und den Nationalſozialismus verdächtig erſchien, in nieder- 
trächtiger Weiſe beſchimpft. Das Konſiſtorium mit Generalfuperinten- 
dent D. Blau an der Spitze ſtellte ſich auf die Seite der reaktionären 
Quertreiber. Auf alle Beſchwerden der Gemeinde wurden ungenügende 
Antworten erteilt. Am 23. November wurde den kirchlichen Behörden 
ein ultimativ gehaltenes Schreiben überreicht. in dem u. a. Neuwahl 
des Gemeindekirchenrates, verlangt und im Ablehnungsfalle die Ein- 
ſtellung der Zahlung ſämtlicher kirchlicher Abgaben und eventuell ſogar 
der geſchloſſene Austritt aus der Kirche angekündigt wurde. Die 
Forderungen der Gemeinde ſind abgelehnt worden. 


Ein polniſcher Polizeibeamter. 

Ein unerhörter Fall von Nohheit eines polniſchen Polizeibeamten 
hat ſich kürzlich in SHroß-Dombrowka (Oſtoberſchleſien) ereignet. In 
dem Dorfe waren für 88 Kinder Anträge auf Errichtung einer deut- 
ſchen Minderheitenſchule eingerichtet und von der Gemeinde auch 
beglaubigt worden. Einer der Antragſteller, der arbeitsloſe Sruben— 
arbeiter Johann Thomalla, wurde daraufhin am 15. November 
auf die Polizeiwache des Dorfes beſtellt und dort von dem Kriminal- 
beamten Kwasniewſki nach den Namen der Perſonen gefragt, 
die die Agitation für die Errichtung der deutſchen Schule durchgeführt 
haben. Als der Oeutſche erklärte, das nicht zu wiſſen, überreichte 
ihm der polniſche Beamte mit den Worten: „Nun, daun werden 
Sie mir das bis zum Sonnabend ſagen; und das hier 
nehmen ſie als Belohnung“, einen Settel, den Thomalla dem 
Schwiegervater des Beamten überbringen ſollte, um dafür — zwei 
Pfund Krakauer und ein Viertel Schnaps in Empfang 
zu nehmen. Thomalla ſchickte den Settel jedoch dem Obmann der 


Jungdeutſchen Partei, der die weiteren Schritte in dieſer 
ſchmierigen Beſtechungsangelegenheit veranlaffen ſollte. Am Tage 
darauf wurde er von neuem zur Polizeiwache geholt. Nach dem 


‘Verbleib des Settels befragt, gab Chomalla dem Kwasniewſki zunächft 
eine ausweichende Antwort. Er erhielt darauf von dem polniſchen 
Beamten einen Fauſtſchlag ins Geficht, wurde in der ge- 
meinſten Weiſe beſchimpft und dann in den Tagesraum 
der Wache geſperrt, wo er ſich auf den Fußboden legen mußte. 
Später wurde der deutſche Arbeiter von dem polniſchen Beamten 
erneut mit Sußtritten und mit dem Summiknüppel 
mißhandelt. Chomalla wurde bis zum nächſten Tage in 
Polizeiarreſt gebalten und daun, nachdem er ſich nochmals 
geweigert hatte, dem Beamten die gewünſchten Namen zu verraten, 
von dieſem mit folgender Drohung entlaſſen: „Jetzt entlaſſe ich 
Sie, aber unter der Bedingung daß das Kind bis 
Montag. den 19 November, nachmittags 2 Uhr, in 
die polniſche Schule angemeldet wird. Sie gehen ſofort 
zum Schulleiter und bringen dieſem die Umschulung vor. Das For— 
mular erhalten Sie bei Wydra (d. i. ein Aufſtändiſcher) in Groß- 
Dombrowka. Salls Sie das nicht tun, wird es Ihnen 
noch ſchlimmer gehen als geſtern und heute. Wir 
werden Sie wieder abholen.“ Der Zettel, den Thomalla von Kwas— 
niewſki erhalten hatte ift inzwiſchen wieder in deſſen Hände zurück- 
gelanat. Während nämlich Thomalla feſtgehalten wurde, wurde bei 
dem Obmann der Jungdeutſchen Partei eine Hausſuchung vorgenom- 
men und der Überbringer, den Thomalla mit dem Zettel zum Obmann 
geſchickt hatte, verhaftet. Geſchehen vom 15. bis 17. November 1934. 


Ein Schlag gegen die deutſchen Schulen in Kattowitz. 


Der Kattowitzer Magiſtrat hat beſchloſſen. im neuen Schul- 
jahr 1935/36 diejenigen Klaſſen des ſtädtiſchen Kopernikus⸗ 
und des Mädchengumnaſiums zu ſchließen, die weniger als 
20 Schüler aufweiſen. Der Magiſtrat begründet dieſen Vorſtoß gegen 
die deutſchen höheren Schulen der Stadt mit der Notwendigkeit, Ein- 
ſparungen im Budget zu machen. Weil alfo durch die Betrügereien 
und die Unfähigkeit polniſcher ſtädtiſcher Beamter Kattowit in Schwie- 
rigkeiten geraten iſt, ſollen die deutſchen Schüler ihren deutschen Unter- 
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richt verlieren. Cs wäre wohl gerechter und einträglicher, einmal in den 
ſtädtiſchen Büros Umſchau zu halten, ob dort noch finanzielle Miß- 
bräuche abzuſtellen und Einjparungen zu machen ſind. 


Das deutſch⸗polniſche Rundfunkabkommen. 


Der Reichsjender Breslau hat am 22. November mit der prak- 
tiſchen Anwendung des vor kurzem abgeſchloſſenen deutſch⸗polniſchen 
Rundfunkabkommens begonnen. Er veranſtaltete ein Konzert 
unter dem Titel „Deutſche Volksmuſik“, das auf die polniſchen 
Sender Warſchau, Krakau, ofen, Wilna, Lodz 
und Lemberg übertragen wurde. Es war das der Auftakt 
für die vom Intendanten des Neichsſenders Breslau, Hans Krieg - 
ler, geſchaffene Sendereihe „Polen und Deutſchland!“. 
Der Intendant ſprach während des Konzerts zu dieſer Vortragsreihe 
einleitende Worte, die auch ins Polniſche überfetzt wurden. Er führte 
in ſeiner Ansprache u. a. folgendes aus: 

„Vor nicht allzu langer Seit ging durch die geſamte deutſche und 
auch ausländiſche Preſſe die Nachricht von einem deutſch-polniſchen 
Nundfunkabkommen. Damit ſoll und wird die freundſchaftliche An- 
näherung zwiſchen dieſen beiden Staaten auf kulturellem 
Gebiet Xfortgeſetzt werden, die bereits auf politiſchem und wirtjchaft- 


lichem Gebiete durch die Initiative unſeres Reichskanzlers Adolf 
Hitler angebahnt wurde. Dieſes Abkommen ift für den 
Bereich des Reichsſenders Breslau von großer 


Bedeutung, denn er ift von Jämtlichen deutſchen Reichsſendern 
Polen am nächſten gelegen und kann daher auf Grund feiner guten 
Hörbarkeit in Polen durch ſeine Sendungen am beſten im Sinne dieſes 
Abkommens wirken. Ein verheißungsvoller Auftakt ijt bereits durch 
den Austauſch von Konzerten gemacht worden. Am 24. Ok- 
tober übernahm der Neichsfender Breslau ein Chopin-Konzert und 
heute abend übernehmen die polniſchen Sender Warſchau. Krakau. 
Poſen, Wilna, Lodz und Lemberg ein Konzert deutſcher Volks muſik 
vom Neichsſender Breslau. 

Aber damit nicht genug. Bereits vor Monaten gab ich meinen ju— 
ſtändigen Mitarbeitern den Auftrao, eine Vortragsreihe unter dem 
zuſommenfaſſenden Titel „Polen und Deutſchland“ auszuarbeiten. All- 
wöchentlich wird nun beim Neichsſender Breslau 
ein Vortrag aus dieſer Neihe zur Sendung ge⸗ 
langen. Dieſe Vortragsreihe ijt nicht ſtarr, ſondern fie kann jeder- 
zeit beliebig abgeändert und ergänzt werden. Die Vorträge ſollen 
alle wichtigen und wiffenswerten politiſchen, 
wirtſchaftlichen und kulturellen Fragen beider 
Länder behandeln. Um dabei mit der notwendigen Objektivität 
vorzugehen, ſollen nicht nur deutſche Wiſſenſchaftler und prominente 
Perſönlichkeiten zu Worte kommen, ſondern auch aner kanute 
Perfönlichkeiten Polens. Wir werden ſie nach Breslau 
kommen laſſen, damit fie von hier aus das Wort ergreifen können. 
Dieſe Vortragsreihe ſoll ſelbſtverſtändlich weiter durch den Aus- 
tauſch von Konzerten aufgelockert werden, ſa ich glaube, daß 
es in abſehbarer Seit möglich fein muß und wird, auch vom Reichs 
ſender Breslau aus Sunkberichte in Polen zu machen, 
ebenfo wie es möglich fein wird, daß Polen Sunkberichte 
in Deutſchland macht. Dies würde der gangbarſte Weg fein, um 
ollen Intereſſierten zu zeigen, wie es im Staate eines Marſchall Pil 
ſudſei und im Staate eines Adolf Hitler ausſieht. Möge das Siel. 
das wir uns mit dieſer Vortragsreihe geſteckt haben. erreicht werden, 
nämlich die Vermittlung der Kenntniffe über die Eigentümlichkeiten 
und Beſonderbeiten beider Länder. Eine weitere Annäherung zwiſchen 
Polen und Deutſchland ſoll unter Beweis ftellen, daß es uns mit 
einer wirklichen Annäherung zwiſchen dieſen beiden benachbarten 
Ländern ernſt ift.“ 


Propaganda für eine polniſche wiſſenſchaftliche Bücherei in 
Allenſtein. 


„n der polniſchen Preſſe wird ſeit einiger Seit für die Sin- 
richtung einer polniſchen wiſſenſchaftlichen Büche⸗ 
rei in Allenſtein Propaganda gemacht. In einem Artikel des 
„Kurjer Poznanſki“ vom 18. November heißt es hierüber 
3. B.: Polnifche Bücher ſeien im Ermland früher eine Seltenheit 
geweſen; neben Gebetbüchern habe man nur in wenigen polniſchen 
Familien weltliche Bücher in polniſcher Sprache gefunden. Mit der 
Gründung der „Sazeta Olſitunfka“. die vor nicht ganz 59 Jahren 
erfolgte, ſei hier allmählich „ein geringer Wandel zum Beſſeren“ ein- 
getreten. Der Herausgeber des Blattes habe ſich um die Errichtung 
einiger polniſcher Wanderbüchereien bemüht. In der 
Nachkriegszeit ſeien dieſe beſcheidenen Büchereien dann durch eine 
Reihe neuer Bücher ergänzt worden. Aber das reiche noch bei weitem 
nicht aus. „Vor allem“, heißt es dann weiter, „macht ſich der Man- 
ge! an wiſſenſchaftlicher Literatur immer mehr bemerk- 
bar. Die pol niſche Lehrerſchaft, die mit der Organifierung 
des Minderheitsſchulweſens im Ermland in Erſcheinung trat. klagt 
ſtändig über den Mangel an entſprechenden Büchern. Langſam be- 
ginnt ſich auch eine einheimiſche polniſche Intelligenz 
ſch icht zu bilden, der ebenfalls fehr au einem outen, willenfchaftlichen 
Buch gelegen iſt. Auch die ermländiſche Heiſtlichkeit (o) würde 
ſich an das Leſen polniſcher Bücher gewöhnen. wenn ſie dieſe an Ort 
und Stelle finden würde. Außerdem ift noch die ermländiſche Jugend 
da, die ihre höheren Studien beendet hat. Sie iſt zunächſt nicht zahl⸗ 
reich, aber wertvoll, denn fe arbeitet wiſſenſchaftlich. Dieſe jüngeren 
Sorjcher verbringen ihre Serien in der Heimat und fühlen noch mehr 


als die Lehrer und Geistlichen den Mangel an wiſſenſchaftlicher Litera- 
tur. Hier gibt es“, meint das Blatt, „keinen anderen Ausweg als 
den, eine willenfehaftliche Bücherei einzurichten. Bir zweifeln nicht 
daran. daß nicht nur Buchhandlungen, ſondern auch Prioatperlonen 
in freigebiger Weife Opfer in Geſtalt von wiſſenſchaftlichen Büchern 
bringen würden. Und vielleicht würden Ji auch ſozial denkende Leute 
finden, die ganze Sammlungen ſpenden würden. Wan muß nur den 
Anfang machen und nicht auf beſſere Seiten warten. Weiter heißt es: 
„Wo müßte die wilfenſchaftliche Bücherei entſtehen? Natürlich in 
Allenſtein, der Hauptitadt des Ermlandes. In ihm konzentriert 
lich die polniſche Bewegung. Hier halten ich auch poluiſche 
Couriſten und Wilſenſchaftler, die das Ermland beſuchen, 
am längſten auf. Außerdem beſitzt dieſe Stadt eine prächtige 
deutſche Bücherei, die in einem neu ausgebauten Gebäude im 
Zentrum der Stadt untergebracht iſt. Die Cröffnung einer polnifchen 
Bücherei könnte daher für Allenſtein nur von Nutzen ſein. Auch 
Sefühlsgründe ſprechen für Allenſtein. Wir wiſſen nämlich, daß 
der cenjale Pole (I) Nikolaus Kopernikus zweimal Statthalter von 
Alleuſtein war. Allenſtein iſt daher die würdieſte Stabt, diefen Jo 
wichtigen polnischen kulturellen Vorpoſten zu beiten. Was ſich die 
Alllenſteiner darauf ſchon einbilden werden! 


Der Polniſche Weſtverband. 

Am 18. November fand in Warſchau die ſchon ſeit langem au- 
gekündigte und mit Spannung erwartete Jahrestagung des polniſchen 
Weſtmarkenvereins ſtatt. An der Tagung nahmen 166 Delegierte teil. 
Der Kardinalprimas Hlond. der Vorſitzende des Regierungsblockes 
Oberſt Slawek, General Or lie z- DOreſzer und General Nor⸗ 
wid- Neugebauer hatten der Cagung, zu der Vertreter fajt Jänt- 
licher Minifterien und der polniſchen diplomatiſchen Vertretung in 
Danzig erschienen waren, in Telegrammen begrüßt. Den Höhepunkt der 
Tagung bildete der Bericht des Direktors Kudlicki. Er führte im 
wefentlichen aus: Mit der grundlegenden Anderung der deutſch-polniſchen 
Beziehungen müſſe auch die Politik des Weſtmarkenvereins eine neue 
Orientierung erfahren. Bisher ſei es die Aufgabe des Verbandes 
geweſen, die deutſchen Einflüſſe in der Kultur, Wirtſchaft und Politik 
Polens zu liquidieren. Heute aber, wo Polen zu einer Großmacht heran⸗ 
gewachſen ſei, ſei eine ſolche ausgeſprochen negative Betätigung des 
Mojtmarkenvereins nicht mehr am Platze. Die Hauptaufgabe 
werde in Zukunft vielmehr die Sorge um die kultu- 
relle und nationale Cätigkeit der Polen in Deutſch- 
land fein müſſen. Dieſe Aufgabe werde die Anſtrengung der 
ganzen Volksgemeinſchaft erfordern, die dieſer „unerhört wichtigen und 
dringenden Aktion“ moraliſch und materiell zu Hilke kommen mülle. 


„Zwiſchen Norden und Oſten.“ 


Unter diefem Titel it am 24. November im „Danziger Vor- 
poſten“ die erſte Nummer einer ſtändigen „Beilage für Lite 
ratur, Kunſt und Wilſenſchaft“ erſchienen. Zweck und 
Aufgabe diefer Beilage werden in einem einleitenden Artikel erläutert, 
aus dem einige programmatiſche Sätze hervorgehoben ſeien: „Als 
Diener einer Weltanſchauung, von der abhängig zu fein wir mit Stolz 
bekennen, der wir uns aus freiwilligem Entschluß als der allein gültigen 
verſchworen haben, iſt uns ein Platz angewieſen. Dieſer Platz iſt 
nicht willkürlich gewählt. Er ergibt ſich aus unſeren praktiſchen. 
alltäglichen Lebensbedingungen. Diefer Platz — Danzig — liegt, 
geiſtig geſehen, auf dem Schnittpunkt zwiſchen Norden 
und Olten... Aus dem Grundſatz alleiniger Gültigkeit der 
nationalen Semeinſchaft als Ausgangspunkt allen 
Denkens folgert ſich logiſch notwendig die Anerkennung fremden 
Volkstums. Dieſer abſtrakte Grundſatz jedoch kann und darf nicht 
genügen, als „Brücke“ oder „Tribüne“ zu geiſtiger Auseinanderſetzung 
mit dem fremdvölkiſchen Nachbarn zu dienen. Dieſe Tribüne muß 
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wichtigeren Buchbeſprechungen — mit dem vollen Namen der Verfaſſer 
gezeichnet werden. 


Schwediſch⸗polniſche Kulturbeziehungen. 


Der Krakauer „ISluſtrowany Kurjer Codzieumy“ ver- 
öffentlichte am Jo. November einen Artikel über Karl Guftav 
Sellenius, den das Blatt als einen „großen Freund Polens und 
unermüdlichen Arbeiter auf dem Gebiete der kulturellen Annäherung 
zwiſchen Schweden und Polen“ bezeichnet. Der Schilderung des Kra- 
kauer „Kurjer“ nach iſt Sellenius die treibende Kraft einer ſehwediſch⸗ 
polniſchen Annäherung auf kulturellem Gebiet, inſofern alſo auch für 
den deutſchen Beobachter der „nördlichen Orientierung Polens“ von 
Intereſſe. Sellenius hat kürzlich vor der Schwediſch-polniſchen Selell- 
ſchaft in Stockholm, die mit auf ſeine Initiative zurückgeht, ſeinen 
Joo. Vortrag über Polen gehalten. Seit der ſtaatlichen Erneuerung 
Polens betreibt er in Schweden mit unermüdlicher Energie die Pro- 
pagierung der polniſchen Kultur und die Verbreitung des Willens über 
das polniſche Volk. Seinen Bemühungen, ſchreibt das polniſche Blatt, 
verdanken die Univerlitätsbibliotheken in Warschau, 
Pio ſen und Krakau hervorragende Geſchenke in Geſtalt großer 
Bücherſammlungen aus dem Gebiete der ſchwediſchen Literatur und 
Geſchichte. So hat insbeſondere die Jagielloniſche Bibliothek in Krakau 
als Geſchenk der Schwediſch⸗polniſchen Geſellſchaft in Stockholm im 
Jahre 1932 auf Betreiben Sellenius’ eine über 1090 Bände umfaſſende 
Bücherſammlung erhalten, die die geſamte ſchwediſche Literatur und die 
ſchwediſchen Überſetzungen polniſcher Autoren enthält. In dem Be- 
ſtreben, die Kenntnis der ſchwediſchen Sprache und 
Kultur unter der polniſchen Bevölkerung zu ver- 
breiten, wurde Sellenius der eigentliche Initiator und Mitfchöpfer des 
ſchwediſchen Lekkorats an der Jagielloniſchen Universität, eines der noch 
wenig zahlreichen Lektorate in Polen, die als ausländische Stiftungen 
ins Leben gerufen worden find. Serner find auf Anregung und Betreiben 
Sellenius’ in einer Reihe von größeren polniſchen Städten, in Warſchau, 
Polen, Lodz, Krakau und Singen, polniſch-ſchwediſche Ge- 
fellfbaften entjtanden. „In Anerkennung Jeiner großen Ver- 
dienſte um das polniſche Volk“, Jo ſchließt das Krakauer Blatt feinen 
Lobesartikel, wurde Sellenius von der polniſchen Regierung der Orden 
„Polonia Neſtituta“ verliehen. 


200 000 Polen vor der Ausweilung? 


Die große Sorge um das Schickſal der polniſchen 
Arbeit erin Fran kreich, wo jetzt eine rückſichtsloſe Ausweifung 
aller ausländiſchen Arbeiter angekündigt ijt, kommt in der geſamten 
polniſchen Preſſe in nicht mißzuverſtehenden Anklagen gegen Frankreich 
zum Ausdruck. Es wird immer wieder mit Nachdruck darauf bin- 
gewieſen, daß die Polen einer zeit nicht aus eigenem 
Antrieb nach Frankreich ab gewandert, ſondern von 
franzöſiſchen Unternehmen und Behörden ange- 
wor b en worden Jeien. Auch beſtänden zwischen Frankreich und 
Polen Vereinbarungen über dieſe Arbeiter, die Frankreich einhalten 
müſſe. Die Ausweiſungen würden den Beſtimmungen des Abkommens 
von 1919 widerjprechen, das in den Jahren 1920 und 1924 durch zu- 
fätzliche Beſtimmungen ergänzt wurde. In den Warſchauer politischen 
Kreiſen ſieht man in der ganzen Aktion ein politiſches Druck 
mittel gegen Polen. 

Nach den Berichten der polniſchen Konſulatsbehörden befanden Jich 
am 1. Januar d. J. in Frankreich insgelamt 523 000 
poluiſche Staatsangehörige; die Mehrzahl bildeten land— 
wirtſchaftliche, gewerbliche und Bergwerksarbeiter. Im Laufe von 
zehn Monaten dieſes Jahres wurden sooo Berg- 
leute und Arbeiter aus der Arbeit eutlaſſen und 
Jind nach Polen zurückgekehrt. Die Sahl der polniſchen 
Staatsangehörigen, die augenblicklich in Frankreich wohnen, wird auf 
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errichtetes Gebäude einer geiſtigen oder gar politiſchen Symbiofe der 
Oltoölker. Um es frei heraus zu Jagen: Es iſt nicht angängig , 
nicht möglich, mit Ausſicht auf Erfolg von Danzig 
aus ein Studium fremden Bolkstums in Angriff zu 
nehmen, bevor man nicht das eigene nordiſche 
Weſen in ſeiner hier wirkſamen Beſonderheit er- 
kannt und es mit ftarkem, geiſtigem, national 
ſozialiſtiſchbeſtimmtem Wollen zu neuem Erblühen 
in Wort und Cat geweckt hat. Von hier aus werden auch 
wir an eine verſtändnisvolle Betrachtung des fremden Volkstums 
herangehen, deſſen geiſtige Ausſtrahlungen in unfere Landſchaft hinein 
reichen. Indem wir jedoch die Beſchäftigung mit dem eigenen völkiſchen 
Grundelement der Erforschung fremder Weſensart voranftellen, unter 
ſcheiden wir uns von anderen Beſtrebungen, die ſich hier in Danzig 
unter der Kennmarke „öſtlich“ als alleinige Erfüllung bisher vernach= 
läſſigter geiftiger Aufgaben herauszuſtreichen belieben.“ Kampf ſaat der 
programmatiſche Artikel der liberaliſtiſchen Geiſtesart an, 
die ſich noch in den Bereichen der Kunſt und Wilfenfehaft feſtgeſetzt hat, 
Kampf auch dem Spießertum, beſonders dem, das ſich national 
ſoſialiſtiſch zu tarnen verſucht. und Kampf ſchließlich auch den Leuten, 
die aus mißoerftandener Volkstümlichkeit zu Verächtern des 
Seiltes geworden find und alles das für unvolkstümlich erachten, 
was ohne Bemühen nicht begriffen werden kann. Wenn dieſe neue 
Beilage des nationalſozialiſtiſchen Kampfblattes der Freien Stadt 
Danzig ihre Aufgabe erfüllen will. dann hat ſie ein gehöriges Stück 
Arbeit vor ſich. Zu wünſchen wäre, daß alle Artikel — auch die 


ſchaftliche Arbeiter, etwa 90000 Bergarbeiter und über 69000 ge- 
werbliche Arbeiter. Dank den Bemühungen der polniſchen Konſulats- 
behörden haben die entlaffenen polniſchen Bergarbeiter von den Gru= 
benverwaltungen Geld zur Reife nach Polen und zum Transport ihres 
Inventars ſowie eine einmalige Abfindung in Höhe von 300—500 Fran- 
ken erhalten. Man will dafür Sorge tragen, daß auch die aus den 
Fabriken und induftriellen Anlagen entlaſſenen Arbeiter Geldmittel 
zur Rückkehr nach Polen erhalten. Nach ihrer Ankunft in Polen 
werden die Arbeiter im Arbeitsvermittlungsamt regiſtriert und nach 
Möglichkeit beſchäftigt. Vorgeſehen ſind beſondere Anordnungen, um 
den aus Frankreich ausgewieſenen polniſchen Arbeitern eine ent- 
ſprechende Fürſorge ſicherzuſtellen. 


Konflikt zwiſchen der Armee und den 2 Wiadomoſei Literackie“, 
‚Die „Wiadomofci PLiterakie* find das „führende“ 
Literaturblatt Polens. Das Blatt gehört zwar dem Regie- 
rungslager an, hat in dieſem Lager aber Jeit langem entſchiedene 
Hegner. Denn in ihm kommt der zer ſetzende jüdiſche Geift 
in demselben Ausmaße zur Geltung, wie man das früher in Deutſch⸗ 
land bei den „führenden“ Zeitfehriften jüdiſcher Literaten gewohnt war. 
Der betonten Deutſchfei ndlichkeit des Blattes entjpricht feine 
ebenſo große Vorliebe für den Bolſchewismus auf poli- 
tiſchem und kulturellem Gebiet. Kein Wunder, wenn man ſith die 
Schriftleitung des Blattes betrachtet: Juden Jeben dich an — Antoni 
orman und Mieczuflaw Grycendler-Grydzemwjki. Vor 
kurzem haben nun die „Wiadomofci Literackie“ eine Reportage „Der 


Weg des Nekruten“ gebracht. Durch dieſen Bericht fühlten 
ſich die aktiven Offiziere beleidigt, was ja wohl auch der 
Sweck der Veröffentlichung geweſen ſein mag. In dem Organ des 
polniſchen Heeres, der „Polska Sbrojna“, erschienen einige „offene 
Briefe“ von einzelnen Offizieren, ganzen Truppenteilen und Beziehern 
des Piterafurblattes, An dem Proteſt gegen die „Wiadomofci 
Literackie“ nahmen bald alle polniſchen Sarnijonen teil. Dieſe Protejt- 
bewegung hat dann ſchließlich dadurch einen gleichſam amtlichen Cha- 
rakter erhalten, daß das Kommando des Krakauer Wehr- 
kreijes allen ihm unterſtellten Formationen den Bezug der ger 
genannten Seitſchrift verbot. Der Befehl iſt in allen Militärkaſinos, 
-Speiſeräumen, Heimen, -Leſehallen uſw. angeſchlagen worden. 


Das Deutſchtum in der Sowjetunion. 


Nach den amtlichen Angaben der Moskauer Regierung hat es 
im Jahre 1926 im Gebiet der Sowjetunion 1238549 
Deutſche rufſiſcher Staatsangehörigkeit gegeben. 
Davon haben über eine Willion Deutſche auf dem Lande gelebt. Auf 
die einzelnen Staaten der Sowjetunion verteilen ſich die Deutſchen, wie 
wir der ausführlichen Zufammenftellung in „Nation und Staat“ 
(Noomberheft 1934) entnehmen, wie folgt: 


Ruff. Soz. Söderat. Sowjet- Rep. 806 301 
Weißruß lade . 7075 
Ukraine 5 303 924 
Transkaukafien 25 327 
Usbekijtan . 4.646 


Curkmeniſtaãa g 1276 

Von den Deutſchen der NAufjifhen Sozialiſtiſchen Zöde- 
rativen Sowjet-Nepublil Jiedelt die weitaus größte Gruppe 
in der Autonomen Nepublik der Wolgadeutſchen, 
nämlich 379630. Weitere größere Gruppen von Oeutſchen ſind in 
folgenden Gebieten verzeichnet: 

Rayon Nordkaukaſus (beſ. Bez. Armawir und Terek) 

Sibiren (beſ. Bez. Omfk und Slawgorodd z 


93 915 
78 798 
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een 


Autonome Republik der Kaſaken (bej. Bez. Akmolinſk) 51 102 
Autonome Republik der Kris. 3631 
Gouvernement Saratom . 41214 


Rayon Leningrad-Karelien (def. Leningrad) . . . . . 39470 

Von den 394.000 Deutſchen der Ukrainiſchen Sozialiſtiſchen 
Sowjet-Nepublik entfallen 205 587 auf den Rayon der Steppe; 
und zwar ſind die Oeutſchen dort beſonders ſtark vertreten in den 
Bezirken Odeſſa (rd. 71000), Melitopol (rd. 44000), Nikolajew (rd. 
51 000) und Mariampol (rd. 26000), Im Nauon Djneprope- 
trowſk wird die Sahl der Deutſchen mit 4506) und im Nah on 
des Bergbaus mit 37 483 angegeben. 

Von den etwa 7000 Deutſchen der Weißruffifchen Soyiali- 
ſtiſchen Sowjet-Nepublik ſitzen 3356 im Bezirk Mo ſyr. . 

In der Crans kaukaſiſchen Sozialiſtiſchen Söderativen 
Somjet-Republik überwiegt im Gegenſatz zu den bisher erwähnten 
Gebieten das ſtädtiſche Deutſchtum das auf dem Lande. Die Re- 
publik zählt nach den amtlichen Angaben 25 327 Deutſche, davon 
17 525 in den Städten. Die Stadt Baku allein zählt 6357 Deutjche; 
in anderen ſtädtiſchen Siedlungen der Republik Aferbeidſchan 
werden 3856 Deutſche verzeichnet. Die Stadt Tiflis weiſt 3156 
Deutſche aus; die übrigen ſtädtiſchen Siedlungen der Republik 
Georgien (mit insgeſamt über 12000 Deutſchen) Jind mit 3872 
Deutſchen verzeichnet. 


Neue Bahnverbindung Warſchau⸗Krakau. 


Am 24. November wurde die neue Eiſenbahnſtrecke Krakau — 
Nadom — Warſchau in Anweſenheit des Miniſterpräſidenten 
Ko zlo wſki, mehrerer Miniſter und hoher Perfönlichkeiten des Negie⸗ 
rungsblockes eingeweiht. Neugebaut ift die Strecke Krakau Miechow. 
Sie ift 52 Km. lang und ift ein Abſchnitt der großen Hauptlinie 
Warſchau Krakau über Nadom—Kielce. Die neue Verbindung 
Krakaus mit der Landeshauptstadt iſt um 46 Km. kürzer als die über 
Petrikau—Cſchenſtochau führende Strecke. 


Vorgeſchichtliche Funde im Gſten. 


Die großen Erdarbeiten, die beim Bau der Keirhsautobahnen, bei 
den landwirtſchaftlichen Meliorationen uſw. notwendig ſind, fördern 
überall reiches vorgeſchichtliches Material zu Cage. Die 
„Wiſſenſchaft des Spatens“, die vom Nationalſozialismus mit allen Mit- 
teln gefördert wird, hat durch die Arbeitsbeſchaffungsmaßnahmen gleich- 
ſam als „Nebenprodukt“ eine Fülle neuen Wijlensftoffes erhalten. Die 
zahlreichen Lücken, die bisher noch im Wiſſen über das Leben unſerer 
Vorfahren beſtehen, werden langſam gefüllt. Manche Vorurteile, 
die gegen die „germaniſchen Barbaren“ von Generation zu Generation 
fortbeſtanden und von den römiſch angekränkelten Geistern und ſonſti⸗ 
gen weltanſchaulichen Intereſſenten gefliſſentlich gepflegt wurden, ſind 
durch die vorgeſchichtliche Forſchung bisher ſchon widerlegt und mit- 
unter auch als bewußte Bösmilligkeiten gekennzeichnet worden. Was 
bier am meiſten intereſſiert, iſt die Catſache, daß die häufigen Funde, 
die beſonders in letzter Zeit allenthalben in den Oſtprovinzen gemacht 
werden, immer von neuem wieder die Lehre der deutjchen Wigenſchaft 
beſtätigen, daß gan; Oſtdeutſchland viele Jahrhunderte, 
bevor der erſte Slawe dort auftauchte, germaniſcher 
Heimatboden geweſen iſt, und daß die germaniſchen 
Stämme, die in vorgeſchichtlicher Zeit in den Län- 
dern an Oder und Weichſel Jiedelten, auf einer 
hohen Kulturſtufe gejtanden haben. 

Das wird 3. B. auch durch die Funde beſtätigt, die unweit der 
Grenze des Hultſchiner Ländchens bei Bojanow am Talrande 
der Sinna gemacht worden ſind. Schon jahrzehntelang ſind hier 
dieſtein zeitlichen Siedlungen der nordiſchen Kultur 
bekannt, aber erſt in den letzten Jahren wurden bronzezeitliche 
Siedlungen aus der Seit von 1400 bis 500 v. Chr. 
am Calrande der Sinna feſtgeſtellt. Dieſe bronzezeitlichen Siedlungen 
liegen unweit der Stelle, wo der größte Sindling Ober- 
ſchleſiens gefunden worden iſt, der heute als Ehrenmal für die 
gefallenen oberſchleſiſchen SA-Männer auf dem Horſt-⸗Weſſel-Platz 
in Ratibor ſteht. War die Lage des bronzezeitlichen Dorfes bekannt, 
ſo ſuchte man lange nach den dazugehörigen Friedhöfen. Jetzt wurde 
auch das Urnenfeld endlich gefunden. Beim Pflügen ſtieß ein Land- 
wirt auf ſeinem Felde, nördlich von Bojanow, auf Cöpfe, die nur 
10 Sentimeter unter der Ackeroberfläche zum Vorſchein kamen. Er 
ließ den Fund unberührt im Boden und machte Meldung. Präparator 
Hanske vom Landesamt für Vorgeſchichte in Natibor nahm eine 
der erſten Ausgrabungen auf dem Urnenfeld vor. Überraschend und 
wichtig iſt das Ergebnis. Ein Urnengrab der frühen Eiſenzeit 
mit Leichenbrand in einem Topf kam bier u. a. zutage; weiter eine 
Fülle von ſchönen und zierlichen Taſſen, Schalen 
und Töpfen, zum größten Ceil ſchwarzglänzend grafitiert und mit 
Verzierungen geschmückt. Wahrſcheinlich aber iſt durch den Pflug 
ſchon manches zerſtört worden; denn viele Scherben liegen auf dem 
Acker umher. Wiederum ſprechen die in Bojanow aufgefundenen Grä- 
ber eine deutliche Sprache von der hohen Kultur der 
füdſſchleſiſchen bronzezeitlichen Bewohner. Dieſe 


find um die Mitte des 1. vorchriſtlichen Jahrtauſends aus dieſem Ge— 
biete verſchwunden und wohl in den Kriegswirren untergegangen. Die 
Jahrtauſende lang bewohnt geweſenen Siedlungen waren, wie ſich hier 
feſtſtellen läßt, aufgegeben worden. Die letzten Urnenfelder dieſes 
Volkes ſind im 6. Sahrianſend v. Chr. angelegt worden. In den 
folgenden Jahrhunderten kamen von Oſten die Stuten, von Süden die 
indogermaniſchen Kelten, die gerade das ſüdoberſchleſiſche Gebiet einige 
Jahrhunderte hindurch beſetzt hielten, bis auch hier die germani⸗ 
ſchen Vandalen aus Nordſchleſien ſeßhaft wurden. Jahrhunderte⸗ 
lang lasen ſich die Vandalen in Südoberſchleſien beobachten, und gerade 
aus der Völkerwanderungszeit liegen beſonders reiche Siedlungsfunde 
auf dem Gelände bei Bojanow vor. 


Schaff Dir Freude 
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Lor dem Ende des Kohlenkrieges. 


ie i tiſchen Ländern, Jo tritt England auch in Polen 

al b c ande Konkurrent des deutſchen 
Außenhandels auf. In den kleinen baltischen Staaten ift es 
England verhältnismäßig leicht gefallen, an die früher von Deutſchland 
behauptete erjte Stelle als Abnehmer und zum Ceil auch als Lieferant 
dieſer Länder zu rücken. Dem bandelsmächtigen England hatten die 
kleinen Länder, deren Außenhandel von einer deutſchfeindlichen Politik 
beeinflußt wurde, ju wenig eigene Kräfte entgegenzuſetzen, um nicht bald 
in eine mehr oder weniger ſtarke Abhängigkeit von dem — politisch 
erwünschten — englischen Handelspartner zu geraten. Weniger leicht 
war es, mit Polen zum Suge zu kommen. Denn Polen erwies ſich 
für das von Währungs- und Abfatjorgen heimgeſuchte England ſehr 
bald als ein ernſt zu nehmender Partner. Was den land- 
wirtſchaftlichen Export anging, jo geriet Polen zwar nicht anders 
als die baltiſchen Länder in eine weitgehende Abhängigkeit von England. 
Auf industriellem Gebiete aber vermochte es dem engliſchen Vor⸗ 
dringen einen erheblich feſteren Widerſtand als die kleinen Oſtſeeländer 
entgegenzuſetzen. Und vor allem machte es ſich für den engliſchen 
Roblenexport in höchſtem Maße unangenehm bemerkbar. An 
der Kohlenklippe Jind bisher die engliſch⸗ 
polniſchen Handelsvertragsvderhandlungen immer 

jeder geſcheitert. 

e c lid im Laufe der Jahre dazu bequemen müjjen, Polen 
hinſichtlich feines Kohlenexportes als einen gleichberechtigten Gegner, 
mit dem man ſich gütlich auseinanderſetzen muß, zu bewerten. Seit faſt 
neun Jahren dauert nun der engliſch-polniſche Kohlen 
krieg an, ſeitdem im Jahre 1925 Polen die günſtige Gelegenheit des 
engliſchen Bergarbeiterſtreiks dazu benutzte, ſich auf den bisher vom 
britiſchen Kohlenhandel beherrſchten Abſatzmärkten, vor allem den 
nordiſchen Märkten, feſtzuſetzen, und zwar mit der Abſicht, diefen Gewinn 
unter keinen Umſtänden freiwillig wieder herauszugeben. Beide 
Länder haben im Kampf um die Kohlenmärkte 
Ichwere Opfer gebracht; aber ſchließlich hat keiner den anderen 
aus dem Feld ſchlagen können, wenn Polen auch von feinen früheren 
Erfolgen wieder einiges eingebüßt hat. Die lachenden Dritten ſind die 
Länder geweſen, in denen ſich der Wettbewerb der polniſchen mit der 
engliſchen Kohle abſpielte. Polen hat ſeinen Export in zunehmendem 
Mafe nur mehr zu Verluſtpreiſen aufrecht zu erhalten vermocht. 
Der Binnenmarkt hat für die Verluſte der Ausfuhr durch überhöhte 
Kohlenpreiſe aufkommen müſſen. Für Polen ift die Aufrechterhaltung 
der Kohlenausfuhr eine Währungs- und Sozialfrage 
geworden. Der Verluft diefes Exportes würde nicht nur das Ausbleiben 
der dringend notwendigen Deviſen, ſondern auch eine gefährliche Ver⸗ 
mehrung der Arbeitsloſigkeit im oſtoberſchleſiſchen Induſtrierevier zur 
Folge haben. Um das zu verhindern, iſt Polen ſelbſt vor der rückfichts- 
loſeſten Unterbietung der Kohlenpreiſe im Ausland nicht zurückgeſchreckt. 
England hat auf verſchiedene Weiſe verſucht, den hartnäckigen 
Konkurrenten zur Kapitulation zu zwingen. Der Verſuch der englifchen 
Diplomatie, durch eine internationale Regelung der 
Arbeitszeit in den Bergwerken Polen den Wettbewerb 
durch eine Erhöhung der Geftehungskoften ſeiner Kohle zu erschweren, 
ſchlug fehl. Einen empfindlichen Schlag führte London dann mit der 
Pfundentwertung auch gegen die polniſche Kohle. Aber „Polen 
gelang es im weſentlichen, ſich auch gegen die damit verbundene Preis- 
ſenkung der engliſchen Kohle zu behaupten. Allerdings wurde es dadurch 


doch fo ſehr in Mitleidenſchaft gezogen, daß es ſich wenigstens zu 
Berhand lungen bereit fand. Aber die Befprechungen, die 1929 
in Berlin und 193 in London aufgenommen wurden, blieben 
ſchließlich ohne Ergebnis. Die Gegner waren noch nicht müde geworden. 
Da verfuchte es England auf andere Weiſe. Es begann eine för m- 
liche handelspolitiſche Sinkreiſung Polens, indem 
es nacheinander mit den nordiſchen und baltiſchen Staaten Vorträge 
abſchloß, in denen dieſe ſich gegen entſprechende englifche Gugeſtändniſſe 
zugunſten ihres landwirtſchaftlichen Exportes verpflichteten, einen be⸗ 
ſtimmten Vomhundertſatz ihres Kohlenbedarfs in England zu decken. 
Polen bekam die Folgen dieſes engliſchen Vorgehens bald ju ſpüren, 
es büßte einen Teil ſeines Kohlenexportes nach den auf dieſe Weiſe an 
England gebundenen Ländern ein. Aber es rächte ſich dadurch, daß es 
nunmehr mit ſeiner Kohle in die bis dahin von England 
ſouderän beherrſchten Abfatzmärkte einbrach. Pol- 
niſche Kohle tauchte in Stalien, Gibraltar und den übrigen Mittelmeer- 
ländern, in Indien, Afrika und ſelbſt in Auftralien auf, und eines Tages 
lief ein Dampfer mit polniſcher Kohle ſogar auf der Chemſe in London 
ein — gleichſam als Warnung an die britiſche Regierung: Ver- 
ſtändigung oder hemmungsloſer Kampfl Aber es hat 
ſich hierbei wohl ſchon um Verzweiflungs maßnahmen ge- 
handelt. Die Verluſte, die ein ſolcher Export einbringen mußte, waren 
für Polen kaum noch zu ertragen. Überdies ging auch der landwirt- 
ſchaftliche Export Polens nach England mengenmäßig, vor allem aber 
wertmäßig mit Nieſenſchritten zurück. Auch England fing an, mürbe 
zu werden. 

Im April d. 5. fing man wieder an zu verhandeln. Vertreter 
der polniſchen Kohlenwirtſchaft gingen nach London, um mit den 
engliſchen Grubenbeſitzern Fühlung zu nehmen. Dieſe ſtellten damals 
jedoch Forderungen, die Polen nicht annehmen konnte. Polen ging 
noch einmal zu einem neuen Angriff auf die englifchen Abſatzmärkte 
vor. Und im November, als die Kohlenbeſprechungen 
in Warſchau wieder aufgenommen wurden, zeigten 
ſich die Engländer ſchon eher bereit, auf die pol- 
niſchen Wünſche einzugehen. Der Kohlenkerieg ſcheint ſich 
feinem Ende zu nähern. Die ſkandinaviſchen und die 
anderen Märkte, auf denen engliſche und polniſche 
Kohle miteinander konkurrieren, Jollen durch die 
Vereinbarung von Rontingenten befriedet werden, 
bei deren Bemeſſung der Zeitraum der letzten fechs Jahre zugrunde 
gelegt werden ſoll. In den ſkandinaviſchen Ländern wirft die Kohlen- 
derſtändigung ſchon ihre Schatten voraus: die Kohlenpreiſe ziehen an. 
Wenn der Kohlenkrieg beigelegt wird, iſt der 
Weg zu einer weiteren Wirtſchaftsverſtändigung 
wiſchen England und Polen geebnet. Die beiderſeitigen 
Regierungen ſtehen zur Zeit wegen des Abſchluſſes eines Handels- 
vertrages miteinander in Fühlung. Unabhängig davon ſchweben gegen- 
wärtig zwiſchen den Vertretern verſchiedener Wirtſchaftsgruppen der 
beiden Länder Beſprechungen. So waren kürzlich Delegierte der pol⸗ 
niſchen Metall- und Maſchinen-, der chemiſchen und elektrotechniſchen 
Industrie in England, um dort die Mö lichkeiten der Einfuhr englifcher 
Induſtrierjeugniffe nach Polen ohne Störung der polniſchen Snöuftrie 
zu prüfen. Es liegt auf der Hand, daß Deu tichland an den 
engliſch-polniſchen Wirtſchaftsver handlungen ein 
lebhaftes Intereſſe haben muß. 


Zuſammenarbeit Württemberg⸗Gſtpreußen. 


m hielt lich der württembergiſche Wirtſchaftsminiſter 
11 ae 5 G auf, um die Möglichkeiten einer Zu- 
Jammenarbeit zwiſchen dem Südmelten und dem Nordoften Deutſchlands 
auf dem Gebiete der Siedlung an Ort und Stelle zu prüfen. Die Vor- 
ausfetzung zu einer ſolchen Juſammenarbeit ift ſowohl durch die Tat- 
ſache gegeben, daß Württemberg Menſchen abgeben, Oſtpreußen ‚aber 
aufnehmen kann, wie auch dadurch, daß das Giel des Erich-Roch- 
Planes die Schaffung einer Bevölkerungs- und Sozialſtruktur in Oſt- 
preußen iſt, die derjenigen Württembergs möglichſt ähnelt. 
über ſeine Erfahrungen und Anſichten über eine Jüdwelt - nord- 
öftliche Zufammenarbeit hat ſich Dr. Lehniſch einem Vertreter der 
„Nheiniſch-Weſtfäliſchen Zeitung“ gegenüber u. a. folgendermaßen 
geäußert: Der entoölkerte Oſten brauche Menſchen, während die 
Ueberſchußgebiete des Weſtens und des Südens, insbeſondere Württem⸗ 
berg, Menfchen abgeben könnten. Dabei handele es ſich ſowohl um die 
bäuerliche Siedlung als auch um die Verpflanzung von Ge 
werbetreibenden und Unternehmern. Weſentlich ſei da- 
bei, daß Menſchen nach dem Oſten kommen, die über reiche Erfah⸗ 
rungen und gründliches Willen auf ihrem Gebiete verfügen. Das 
Streben ſei, geſchloſſene ſchwäbiſche Anfiedlungen zu 
Ichaffen. Ju diefem Zwecke ſei eine beſondere Siedlungs-Gefell- 
ſchaft, die Nordfiedlung G. m. b. H. geſchaffen worden, die nicht 
nur Württemberger, ſondern auch Badener, Sachſen und Weſtfalen 
anſiedeln folle, und die bereits ihre praktiſche Arbeit in Mecklenburg, 
Pommern und Schlefien aufgenommen habe. Für Oſtpreußen ſei an 
die Zufammenarbeit mit der Oſtpreußiſchen Candgefell- 
Schaft gedacht. Oſtpreußen verspreche ſich, die in Schwaben 


ruhenden Kräfte und Erfahrungen nutzbar machen 
zu können. Württemberg Jeinerjeits hoffe, ſeiner l. erſchußbevölke⸗ 
rung neue Entwicklungsmöglichkeiten zu eröffnen und durch die enge 
Verbindung mit feinen nach Oftpreußen gehenden Menſchen auch der. 
Wirtſchaft der engeren Heimat ju dienen. Aber all dieſen Erwägungen 
elfe der große Gedanke, dem Aufbau des deutſchen Oftens zu 
helfen. 


Über die Finanzierungs möglichkeiten fagte Prof. Dr. 
Lehniſch, man ſei beſtrebt, die für die Siedlung im allgemeinen ur 
Verfügung ſtehenden Mittel in Anſpruch zu nehmen. Daneben dürfe 
jedoch nicht überſehen werden, daß infolge der Sparfamkeit des Schwa⸗ 
ben keiner der für die Siedlung in Oſtpreußen in 
Stage kommenden Württemberger ohne Geld hin- 
komme. Man würde ſtaunen, welche Mittel ſelbſt Leuten zur Ver 
fügung ſtänden, die ſich auf eine ganz kleine landwirtſchaftliche oder 
gewerbliche Grundlage ſtützten. 


In der klimatiſchen Verſchiedenheit, ſagte Prof. Leh 
niſch weiter, Jebe er keine befondere Schwierigkeit, weil der Schwabe 
der geborene Siedler. iſt, der ſich durch die ſchwierigſten Verhältniſſe 
durchringt. Was etwaige Schwierigkeiten, die ſich aus der kulturellen 
Verſchiedenheit Schwabens und Oſtpreußens ergeben könnten, anlange, 
lo Jollen dieſe von vornherein durch die Form der gejchloffenen lands⸗ 
mannſchaftlichen Siedlung behoben werden. Wenn der Schwabe in 
Rußland, im Banat und in Südamerika und anderswo durchhielt, 
werde er ſich auch im weiteren deutſchen Vaterlande, ganz gleich, wo 
er angeſetzt werde, auch durchzuſetzen verſtehen. 
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Buchbeſprechungen. 


Liebe ju Deutſchland. Gedanken und Bilder. Herausgegeben von 
Willi Koch und Friedrich Böer. Verlag Holle u. Co., Berlin 1934, 
77 Seiten, 77 Bilder. Kart. 3,50 AM. — Die Seit, in der „politifche 
Bilderbücher“ herausgegeben wurden, um die Hochſtimmung einer Kon- 
junktur auszunutzen, iſt heute vorbei. Damals konnte ſich mancher auf 
die begeiſterte Gutwilligkeit des Leſers und Käufers verlaſſen. Heute 
werden ſchon mehr Anfprüche an die Güte des Inhalts geſtellt. Das 
iſt gut ſo. Die Verleger und Herausgeber haben ſich danach zu richten. 
Von dem Buche „Liebe zu Deutſchland“ kann man Jagen, daß Verlag 
und Herausgeber ſich danach gerichtet haben. Die Bilder ſind im 
allgemeinen gut ausgewählt und zufammengeſtellt (der Oſten hätte freilich 
eine ſtärkere Berückſichtigung verdient). Der Druck iſt einwandfrei. 
Di e Auswahl der den Bildern ſinngemäß beigegebenen Worte bedeuten- 
der deutſcher Menjchen früherer Seiten iſt gelungen: Die Texte erfüllen 
ihre Aufgabe, vom Einzelfall des im Bilde Dargeſtellten auf das All- 
gemeine zu lenken. Man kann dem Buch weite Verbreitung 2 

r. K. 


Der Hof in Mafuren. Noman von Kuno Felchner. Verlag der 
J. G. Cotta'ſchen Buchhandlung Nachfolger, Stuttgart u. Berlin 1934. 
31 Seiten. Ganzleinen 480 NM. — Ein junger Oftpreuße legt hier 
ſein Erſtlingswerk vor. Im Mittelpunkt des Nomans, der in manchen 
Ceilen eine gereifte Geſtaltungskraft erkennen läßt, fteht eine Frau, 
deren Geſchick ſich in tragiſcher Weiſe mit dem eines maſuriſchen 
Bauernhofes derbindet. Der Konflikt, in den die zwiſchen dem alten 
Bauern und dem jungen Knecht ſtehende Frau gerät, gibt Gelegen- 
heit, ſcharf umriſſene Charaktere zu zeichnen und ſelbſt die Jeelifche 
1 und krankhafte Verwirrung der Bäuerin noch glaubhaft 
zu ſchildern. 


Oſtdeutſche im Schrifttum. Der alte völkiſche Kämpfer, Prof. 
Adolf Bartels, hat lange einſam um feine Ideen ringen müllen. 
In vielen literargeſchichtlichen Werken trat er dafür ein, daß das 
deutſche Schrifttum, aus fremdblütiger Seſſel gelöſt, zur eigenen Art 
zurückfinden müſſe und nur mit ihren Maßſtäben zu werten ſei. Von 
der Meute liberaliſtiſcher Aſtheten umbellt, hat Bartels ein Leben der 
deutſchen Kunſt gewidmet und ift durchgedrungen. Sein neues 
Buch gibt noch einmal all die notwendigen Hinweiſe auf artbeſtimmtes 
Schaffen, und es iſt charakteriſtiſch, wieviel oſtdeutſche Schaffende 
der deutſchen Literatur das Gepräge gaben. Unſer Often joll ja ſo 
kulturarm ſein! Aber die Aufgaben, die das Sıhickfal gerade ihm 
gab, ließen ein beſonders ſtarkes, ſtürmendes Seiftesleben zur Ent- 
faltung gelangen. In der „Sin führung in das deutſche 
Schrifttum für deutſche Menſchen“ (Leipzig, Köhler und 
Amelang) finden wir eine Darftellung der deutſchbewußten Dichtung 
von den Anfängen bis zur Gegenwart und entdecken unter den ſchier 
zahlloſen Namen immer wieder ſolche, deren Träger dem O ſt raum 
entſtammen. Dr. L. 


Drei oſtdeutſche Bücher aus dem Verlag Weftermann, Braunſchweig: 
Eine Reihe der bekannten hiſtoriſchen Romane von W. Sanſen 
lind neu aufgelegt worden. Swei davon gehen den Oſtmärker an; ge- 
ſchichtliche Ereigniſſe aus früher Zeit rollen ſich vor uns ab. 
as Buch „Heinrich der Löwe“ zeigt uns den Konflikt zwiſchen den 
beiden genialen deutſchen Fürſten, Heinrich dem Löwen und Barbaroſſa. 
Im Süden verbluten nutzlos die Velten des deutſchen Heeres. Heinrich 
der Löwe erkennt, daß es wichtiger ift, das Reich gegen die einfallen 
den Dänen und Slaven zu ſchützen, daß das Schwergewicht des Reiches 
nicht im Süden, fondern im Oſten liegen muß. Er boloniſiert fein 
Land, baut Grenzfeſten, es blüht auf wie nie zuvor. So verweigert er 
dem Kaiſer Barbaroffa die Heerfolge nach Stalien, ohne ſich klar ju 
machen, daß dieſer Schritt ſeinen Untergang zur Folge haben muß. 


Der Getreue des Löwen. Geſchichtliche Erzählung von §. H. Nie m. 
Verlag Abel u. Müller, Leipzig. Geb. 2,20 AM. — Von Heinrich dem 
Löwen und ſeinem Lüneburger Knappen Heino Voepeneck, von heißem, 
hartem Kampf um das Oſtland, von deutſcher Bauernſiedlung und 
deutſcher Treue ein Buch, das unſere Jugend packen kann und ſu- 
gleich ein gutes Bild gibt von jener heldiſchen Zeit, in der das Wenden- 
land unferm Volk und der nordiſchen Naſſe eee 

r. L 


Der Prenfienkalender Carl Langes iſt wieder erſchienen! Pracht— 
voll die Bilder deutſchen Lebens aus großer Vergangenheit und blut- 
voller Gegenwart! Das Oſtdeutſche überwiegt ſelbſtverſtändlich. Viel 
Schönes, oft Unbekanntes finden wir. Nicht nur ein Simmerſchmuck, 
ſondern eine Entdeckungsfahrt in deutſches Menſchentum bietet der 
Kalender, der im Schlieffen-Verlag, Berlin SWI, erſchien 
2,30 AM.) Dr. L. 


Die Geier um Marienburg, ein Deutfchritterroman aus der Seit 
des erſten Tannenberg. Im Mittelpunkt die einzigartige Geſtalt 
Plauens, des Mannes, der den Orden zu letzter Kraft emporriß, der 
man ſchließlich mit Verrat und Mißgunſt „dankt“. 


Eine befonders dankenswerte Leiſtung des Verlages ift die Volks- 
ausgabe des bekannten Kaufmannsromans „Soll und ben“ von 
Suftav Freutag. Der geſchmackvoll ausgeſtattete Band iſt zum Preiſe 
von 2,85 NM. zu haben. 


K. L. von Oertzen: Der große Krieg 1914— 1918. Eine kurze Über- 
ſicht der militäriſchen Sreigniſſe. Mit 7 Karten. Neclams Univerſal— 
bibliothek. Seh. 40 Pf., geb. 80 Pf. . 

Das Bändchen gibt eine Geſamtüberſicht über den Kriegsverlauf zu 
Lande und zu Waſſer, in Europa und in den Kolonien. Ein unentbehr- 
liches kleines Nachſchlagebuch. 


Gang in die Dämmerung. Von Agnes Miegel. Verlag Eugen 
Diederichs, Jena. Sieben meiſterhafte Erzählungen der großen oſt- 
preußiſchen Dichterin zeigen eine eigene Welt inneren Erlebens, eine 
weite innere Schau. Der Auf des Schickſals, der in jeder Geſchichte 
anders aufklingt, packt und zwingt den Lofer. M. H. 


Heroiſche Politik. Wir ſtehen inmitten des neuen Geſchichts- 
werdens. Von heroiſcher Politik, die ſtets in großen Führern und 
treuen Gefolgsmannen unſer Schickfal beſtimmte, wandert der Blick in 
die Zeiten, die aus dem Jetzt erſtehen ſollen. „Rückkehr zur Politik iſt 
Rückkehr zur Geſchichte.“ Das „geſchichtsloſe“, paſſive Swiſchen- und 
Dämmerfpiel, das mit dem 9. November 1918 anhebt, iſt durch Adolf 
Hitler überwunden. Es iſt eine Philoſophie der Geſchichte, die Wilhelm 
Rößle (bei Eugen Diederichs, Jena; 3,40 NM.) uns gibt; es lehrt 
die Seit von ihren inneren Kräften uns begreifen und will ju klarer 
Sielſchau führen, die gerade im „Politiſchen“ unentbehrlich it. Dr. L. 


„Deutſchland muß leben!“ Eine Sammlung nationaler Gedichte, 
zufammengeftellt von Werner Koch und Paul Skriewe. Pädagogiſcher 
Verlag Halle. — Alte vaterländiſche Gedichte und neue Verſe aus 
unferer Zeit. Begrüßenswert iſt, daß auch Oſtdeutſche, wie Arndt, 
Schenkendorf, Alexis, Nheinick, Trojan, Lüdtke, Slex, H. Menzel, 
Nierentz — wenn ſich die Reihe auch erheblich hätte erweitern laſſen — 
vertreten ſind. Nl. H. 


Der General. Von Albrecht Schaeffer. Verlag Bütten u. Loening. 
Frankfurt/ Main. Eine zarte, Jehr hochwertige kleine Erzählung des be- 
kannten oſtpreußiſchen Dichters. Im Mittelpunkt der General, der aus 
ſeinem Leben, vor allem feiner Jugend erzählt. 1870 iſt er alt genug, 
den Aufſtieg des Vaterlandes mitzuerleben, 1918 noch nicht zu alt, 
Schmach und Niedergang zu begreifen und danach den Anbruch einer 
neuen Seit zu ahnen. 


Dienft am Deutſchtum. Jahrweiſer für das deutſch e Haus 1935. 
Mit 55 Bildern. J. F. Lehmanns Verlag, München. Preis 1. — AM. 
Sum vierten Male erſcheint heuer ſchon dieſer ſchöne Abreißkalender. 
der ſich in den vergangenen Jahren ſchnell zabllofe Freunde erworben 
hat. Wieder ſteht er im Seichen aller der weltanſchaulichen Fragen 
des Nationalſozialismus. Hervorragende Bilder aus der germaniſchen 
Vorgeſchichte beweiſen, daß unſere Vorfahren keine „Barbaren“ 
geweſen find, viele Bildblätter ſtehen im Dienſte der Naſſen kunde, 
wieder andere im Dienſte von Heimat und Volkstum, Per- 
ſönlichkeit und Wehrhaftigkeit. Das Deckblatt des Jahrweiſers zeigt 
die eindrucksvolle Büftedes Führers von Prof. Ferd. Liebermann. 
Unter den zahlreichen Wandkalendern, die alljährlich herauskommen, 
iſt diefer unbedingt mit an erſter Stelle zu nennen. 


Deutſches Führertum. Von bölkiſchen Erweckern und politiſchen 
Seftaltern, von Wegbereitern des deutſchen Sozialismus kündet Dr. 
Martin Leinert: von Luther, dem Glaubenserneuerer; Schiller, dem 
Dichter des Heldiſchen; Fichte, dem Philoſophen der Gemeinfchaftsidee; 
Lagarde, dem Erzieher zu wahrhaftigem Deutſchſein; Möller van den 
Bruck, dem Seher, der das Dritte Reich ſchaute und geiſtig vorgeſtaltete; 
von Friedrich dem Großen, aus deſſen Oftjtaat Preußen dann Deutfch- 
land wurde; Stein, deſſen Hand die Seſſeln zerbrach, die unſere Kraft 
allzuſehr engten; Bismarck, dem Schöpfer des Kaiſerreichs; Stöcker, dem 
Künder des Völkiſchen; Hitler, dem Bahnbrecher zu neuem Aufbruch. 
Es iſt ein Führertum zu den Urkräften deutſcher Naſſe und zum ewigen 
Deutſchland, das hier lebendig gejchildert wird. (Verlag Guftav 
Schloeßmann, Leipzig. Preis 3,40 AM.) 


Vom inneren Nenwerden. Der Wiedergeburt aus dem Reich des 
Seeliſchen iſt die Arbeit des Verlages Eugen Salzer, Heilbronn, ge⸗ 
widmet, der bekanntlich auch dem Often und feinen geiftigen Menſchen 
viel Naum gibt. Die kleinen Schriften, die er jetzt wieder vorlegt, 
„Binne Hagens' Kampf um Gott“ von Wilhelm Cobfien, 
„Sein Weihnachtsabend“ von Hermann Oeſer und „Aus 
dem Weihnachtsbilderbuch“ von Anna Schieber (chön 
gebd. nur 1,— NM. bzw. 80 Pf.) find Bücher, an deren Inhalt 
der deutſche Menſch, der das Außere nicht ohne das Innere geftalten 
will, Freude und Kraft ſchöpfen kann. Sie ſeien gerade für die Advents- 
und Weihnachtszeit empfohlen! Dr. L. 


Der Kriſt. Von Dr. Paul Alpers. Verlag M. Dieſterweg, 
Frankfurt a. M. 3,20 AM. — Von der Edda und dem Heliand über 
Muſtik und Luther, über die Denker und Helden der Freiheitskriege 
bis ju Bismarck, Lagarde, Weltkrieg und völkiſchem Aufbruch der 
Gegenwart Zeugniſſe eines artgemäßen deulſchen Glaubens, Seugniſſe 
vielfach auch von Menſchen, die dem Oftland entſprollen fin und im 
Schollentum, bewußt oder unbewußt, die Verbundenheit mit dem 
Ewigen ſpüren: die uralte und ewig neue Geiſteshaltung des oftdeut- 
ſchen Menſchen. Dr. O 
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